
CONTAKT
Steuern und Wirtschaft – Informationen für Mandanten und Geschäftspartner

01
/2

02
1

Steuerbera te r  Pa r tGmbB

Geänderte Nutzungsdauer von Computerhardware und Software

Kommen jetzt die Zombie-Unternehmen?

Die Betriebsprüfung – das Märchen von netten Betriebsprüfern

In der Ausgabe 01/2021

Editorial 
Kanzleiarbeit in der Pandemie ... 03



Seite 10 Seite 11

Geänderte Nutzungsdauer von 
Computerhardware und Software

Die Finanzverwaltung verkürzt die steuerlich zu-
grunde zu legende Nutzungsdauer von Computern 
und Software.

Profitieren Sie von der 
Digitalisierung in der Personalwirtschaft

Das sind die Anwendungsregeln 
für die Kassenführung ab 2020

von Annett Thielvon Steuerberater Matthias Butt

Ab 2020 gelten verschärfte Regelungen bei der Nutzung elektroni-
scher Kassen. Mit BMF-Schreiben vom 17.06.2019 hat die Verwal-
tung die neuen Anforderungen konkretisiert.

Wie können auch Ihre Arbeitnehmer davon profitieren? Nicht nur für 
Sie als Unternehmer, sondern auch für Ihre Mitarbeiter, gibt es digi-
tale Lösungen, um innovativ voranzuschreiten.
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Auszeichnung als Digitale Kanzlei 2021

Auch in diesem Jahr haben wir alle geforderten Voraussetzungen erfüllt und sind stolz darauf, dass wir 
wieder, bereits im dritten Jahr in Folge, als Digitale Kanzlei ausgezeichnet wurden. 
Die DATEV eG vergibt das Label an Kanzleien, die durch eine konsequente digitale Zusammenarbeit 
mit ihren Mandanten auffallen. Anhand definierter Kriterien prüft die Genossenschaft mithilfe einer 
Software den Grad der Digitalisierung in den Bereichen Rechnungswesen, Steuern und Lohn. Diese Kri-
terien ändern sich jährlich. Deshalb müssen wir als Kanzlei diesen Prozess stets neu durchlaufen. Das 
Label Digitale DATEV-Kanzlei garantiert somit, dass alle Standorte von Boche & Kollegen beim Thema 
Digitalisierung up to date sind. 

Die Zusammenarbeit mit Boche & Kollegen als Digitale DATEV-Kanzlei bietet viele Vorteile!
·  Durchgängige digitale Zusammenarbeit – reduziert administrative Tätigkeiten im Unternehmen
·   Manuell erzeugte Fehler werden ausgeschlossen – damit haben digitale Prozesse beim Bankbu-

chen positive Auswirkungen auf die Liquidität Ihres Unternehmens
 ·  Unterstützung bei der Umstellung auf digitale Prozesse – die Kanzlei arbeitet bereits professionell 

digitalisiert und kann kompetent weiterhelfen
 ·  Elektronische Erfassung und Verwaltung Ihrer Lohndaten – auch das Führen einer volldigitalen 

Personalakte ist möglich
 ·  Verstärkte Nutzung von digitalen Lösungen im Bereich Rechnungen – Rechnungen werden digi-

tal, direkt und ohne manuelle Brüche in die Finanzbuchhaltung eingelesen
 ·  Konsequente Nutzung von Schnittstellen – aus Fremdsystemen bzw. Vorerfassungssystemen

Zum 3. Mal in Folge - Auszeichnung als Digitale Kanzlei

www.boche.de



CONTAKT 01/2021 · Seite 3

Editorial

Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant,
werte Geschäftspartner,

nachdem wir Sie im Jahr 2020, bedingt durch die 
aktuellen Gegebenheiten regelmäßig über E-Mail, 
aktuelle Anschreiben und unsere Internetseite 
sehr zeitnah informiert haben, wollen wir im Jahr 
2021 zusätzlich unsere Kanzleizeitschrift Contakt 
wieder aktivieren.
Im letzten Jahr ist sehr viel passiert. Seit Beginn 
des Jahres 2020 verbreitet sich das Corona-Virus 
weltweit und zeigt uns allen, dass wir verletzlich 
sind und einen gemeinsamen Weg finden müssen, 
mit der Pandemie umzugehen. Das gesellschaftli-
che Leben, die Wirtschaft, das soziale Miteinander 
und natürlich die Arbeit in der Kanzlei sind davon 
betroffen. Zur Bewältigung der wirtschaftlichen 
Folgen der Corona-Krise hat Deutschland eine 
Vielzahl an Hilfs- und Förderprogrammen einge-
führt. In den letzten Monaten haben unsere Steu-
erberater sehr viel Zeit investiert, um unsere Man-
danten bestmöglich z.B. zu Überbrückungshilfen 
und weiteren Themen zu beraten und sie bei dem 
erheblichen Antragsvolumen zu unterstützen. 
Auch das Kurzarbeitergeld war und ist ein großes 
Thema für viele Unternehmen. Unsere zuständi-
gen Mitarbeiter wurden bestmöglich geschult und 
haben sich selbst weitergebildet, um Ihnen mit ih-
rem Fachwissen zu den aktuellen Themen qualifi-
ziert zur Seite zu stehen. 
Das Steuerrecht macht kein Halt vor einer Pande-
mie. Es ergeben sich trotzdem stetig Änderungen 

und Neuerungen. Ein Großteil der Kollegen und 
Kolleginnen wurde mit der notwendigen Technik 
ausgestattet, um die Arbeit und Weiterbildungs-
maßnahmen aus dem Homeoffice ohne Einschrän-
kungen weiterführen zu können. Mit der Einfüh-
rung von Webinaren ist es weiterhin möglich, die 
Mitarbeiter auf dem neuesten Stand der gesetzli-
chen Änderungen zu halten.
Trotz der Krise hat unsere Kanzlei einen weiteren 
Steuerberater als Partner und neue Mitarbeiter für 
ihr Team gewonnen. Diese stellen wir Ihnen in der 
aktuellen Ausgabe gern vor. 
In dieser schweren Zeit und trotz der Schließung 
von Kindertagesstätten sowie Schulen, war auf 
die Kollegen und Kolleginnen immer Verlass. Je-
der hat sein Möglichstes getan, um die eventu-
elle Mehrarbeit abzufangen und entsprechen-
de Fristen einzuhalten. Damit wir unsere Arbeit 
optimal weiterführen und die Mitarbeiter sowie 
Mandanten bestmöglich schützen können, wur-
den weitere Corona-Schutzmaßnahmen in den 
Niederlassungen eingeführt. Neben der Arbeit 
in Einzelbüros, besonderen Abstandsregelungen, 
Bereitstellung von FFP2-Masken, Selbstteste, Des-
infektionsspendern auf jeder Etage, Desinfektions-
mittel für alle Mitarbeiter und Pausenverlagerun-
gen wurde den Kollegen natürlich die Möglichkeit 
eingeräumt, von Zuhause zu arbeiten. Das Virus 
zwingt alle Unternehmen, Neues auszuprobieren 

und Lösungen für die Weiterführung der täglichen 
Arbeit herbeizuführen, die - zumindest in Bezug 
auf die Arbeitswelt – so neu eigentlich nicht sind. 
Die Arbeit im Homeoffice zeigt uns, wie wichtig 
es ist, innovativ zu sein und immer technisch auf 
dem besten Stand zu bleiben.
Keiner weiß, wie es zukünftig weitergeht und wie 
sehr sich die vielen Einschränkungen noch auf die 
wirtschaftliche Lage und die persönlichen Kontak-
te auswirken. Der Trend zum Arbeiten außerhalb 
des Büros wird auch die zukünftige Organisation 
von Arbeitsprozessen erheblich verändern. Um 
weiterhin für Sie erreichbar zu sein und unsere Ar-
beiten fristgemäß fortzuführen, ist die Digitalisie-
rung, wie die letzten Monate gezeigt haben, ein 
wichtiger Aspekt. Auch aus diesem Grund wird in 
der Steuerberatung immer mehr darauf hingear-
beitet, papierlos und digital zu arbeiten. 

Wir bitten Sie, schützen Sie sich sowie die Ande-
ren, halten Sie Abstand und bleiben Sie gesund …

Herzlichst,
Uwe Boche, Gundel Boche, Toni Boche, 
Matthias Butt und Nico Duwe

Hinter den Masken unsere Steuerberater: (v.l.n.r.) Toni Boche, Gundel Boche, Uwe Boche, Matthias Butt, Nico Duwe
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Corona

Corona / Hilfen und kein Ende!?

Seit März 2020 hat uns kein Thema mehr be-
schäftigt als die allgegenwärtige Pandemie. Der 
Corona-Virus verursachte und verursacht weiter-
hin beträchtliche wirtschaftliche Schäden. Bund 
und Länder sowie die Europäische Union versu-
chen hier durch eine Vielzahl von Maßnahmen mit 
mal mehr und mal weniger großem Erfolg gegen-
zusteuern, um die Auswirkungen für Unterneh-
men und Selbstständige sowie deren Angestell-
te so gering wie möglich zu halten. Die meisten 
Programme mussten bzw. müssen kurzfristig er-
stellt werden. Die Richtlinien zu diesen Hilfspro-
grammen (FAQ) wurden und werden daraufhin 
innerhalb kürzester Zeit immer wieder angepasst 
und zum Teil „verschlimmbessert“. Bereits gestell-
te Anträge müssen nach der Anpassung der FAQ 
immer wieder überprüft werden, ob die entspre-
chenden Antragsvoraussetzungen auch nach der 
Änderung noch gegeben sind.
Im März 2020 begann es mit der Soforthilfe, wel-
che für den Zeitraum bis Ende Mai 2020 als Zu-
schuss beantragbar war. Die Soforthilfe betrug 
zwischen 9.000 Euro und bis zu 60.000 Euro, ge-
staffelt in Abhängigkeit der Beschäftigtenzahl und 
des glaubhaft gemachten versicherten Liquidi-
tätsengpasses für drei bzw. fünf aufeinanderfol-
gende Monate (Stand der letzten FAQ). Anträge 

durften für die Soforthilfe noch durch die Unter-
nehmen selbst gestellt werden. Auf Grund einer 
Vielzahl von Betrugsversuchen und vollendeten 
Subventionsbetrügen wurden die weiterführen-
den Wirtschaftshilfen so ausgestaltet, dass die-
se nur von den sogenannten prüfenden Dritten 
(Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwälte) 
für die Unternehmen/Selbstständigen beantragt 
werden durften. Die Überbrückungshilfe I galt für 
den Zeitraum Juni bis August 2020. Die Frist zur 
Antragstellung lief am 09.10.2020 aus. 
Gefolgt wurde dieses Programm von der Über-
brückungshilfe II für den Zeitraum 01.09.2020 
bis 31.12.2020. Die Antragsfrist endete am 
31.03.2021. Durch den zwischenzeitlichen harten 
Lockdown auf Grund der Beschlüsse der MPK vom 
28.10.2020, wodurch beispielsweise Gaststät-
ten und weitere Unternehmen zum 02.11.2020 
schließen mussten, wurden die sogenannten No-
vember- und Dezemberhilfen aufgelegt. Hier er-
folgte wieder einmal ein Systembruch gegenüber 
den Überbrückungshilfen. Die Überbrückungshil-
fen sind als Zuschüsse zu den monatlichen Fix-
kosten ausgestaltet, bei der November- und De-
zemberhilfe (im Freistaat Bayern gibt es zusätzlich 
noch die Oktoberhilfe, da hier die Unternehmen 
bereits im Oktober schließen mussten) wurden 

bzw. werden Zuschüsse pro Schließtag in Höhe 
von bis zu 75% des durchschnittlichen Umsatzes 
an den vergleichbaren Tagen der Referenzmona-
te im Jahr 2019 gezahlt. Die Antragsfrist lief bis 
zum 30.04.2021. Soloselbstständige durften hier 
nach erfolgreicher Elster-Registrierung und Zerti-
fizierung den Antrag selbst stellen, allerdings nur 
bis zu einer Maximalhöhe von 5.000 Euro für den 
jeweiligen Monat. Alle anderen Anträge erfolgten 
wiederum über die prüfenden Dritten.
Der Förderzeitraum November und Dezember 
2020 wird nun nochmals abgedeckt durch die 
Überbrückungshilfe III. Hier läuft der Förderzeit-
raum vom 01.11.2020 bis zum 30.06.2021. Anträ-
ge können voraussichtlich bis 31.08.2021 durch 
die prüfenden Dritten gestellt werden. Für die 
Monate November und Dezember 2020 hat man 
somit im günstigsten Fall die Qual der Wahl zwi-
schen drei unterschiedlichen Programmen. Es ist 
schon erstaunlich, was man unter unkomplizierter 
Hilfestellung / Antragstellung in Deutschland ver-
steht. Die Überbrückungshilfe III ist wiederum als 
Zuschuss zu den Fixkosten ausgestaltet. Hier geht 
man also einen Schritt zurück zum ursprünglichen 
System der Überbrückungshilfe. Voraussetzung 
für die Gewährung ist ein Umsatzeinbruch von 
mindestens 30% im jeweiligen Fördermonat ge-

von Steuerberater Matthias Butt

 Unterstützungsmöglichkeiten während der Corona-Pandemie
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genüber dem Referenzmonat im Jahr 2019. Erstat-
tet werden bei einem Umsatzeinbruch von mehr 
als 70% 100% der Fixkosten, zwischen 50% und 
70% Umsatzeinbruch gibt es 60% der Fixkosten 
und unter 50% und ab 30% Umsatzeinbruch im-
merhin noch 40% der Fixkosten.
Für Unternehmen, Soloselbstständige und selbst-
ständige Angehörige der Freien Berufe im Haup-
terwerb mit einem monatlichen Umsatzeinbruch 
von mindestens 50% innerhalb des Zeitraums von 
November 2020 bis Juni 2021 werden folgende 
Aufschläge auf die Überbrückungshilfe III im je-
weiligen Monat des Erreichens der Schwelle ge-
währt: 25% auf die Summe der Fixkostenerstat-
tung nach Nr. 1 bis 11 bei einem Umsatzrückgang 
von mindestens 50% in drei Monaten,
35% auf die Summe der Fixkostenerstattung nach 
Nr. 1 bis 11 bei einem Umsatzrückgang von min-
destens 50% in vier Monaten, 40% auf die Sum-
me der Fixkostenerstattung nach Nr. 1 bis 11 bei 
einem Umsatzrückgang von mindestens 50% in 
fünf oder mehr Monaten.
Sonderregelungen bestehen für Unternehmen der 
Reisebranche, der Veranstaltungs- und Kultur-
branche sowie der pyrotechnischen Industrie.
Soloselbstständige können anstatt der Überbrü-
ckungshilfe III die Neustarthilfe beantragen. Hier 
wird ein Zuschuss von bis zu 7.500 Euro für den 
Förderzeitraum Januar bis Juni 2021 gewährt. Die 
Antragstellung erfolgt durch den Soloselbstständi-
gen selbst, es ist mittlerweile jedoch auch mög-
lich, den Antrag vom prüfenden Dritten erstellen 
zu lassen. Die Kosten für die Erstellung werden bis 
zu maximal 375 Euro zusätzlich erstattet. Wer bis-
her durchs Raster der Zugangsberechtigungen zu 
den Hilfen gefallen sein sollte, soll in absehbarer 
Zeit eventuell Zugang zu den Härtefallhilfen er-
halten. Die Härtefallhilfen sollen es den Bundes-
ländern ermöglichen, diejenigen Unternehmen 
zu unterstützen, die aufgrund von speziellen Fall-
konstellationen unter den bestehenden umfassen-
den Hilfsprogrammen von Bund und Ländern nicht 
berücksichtigt sind, deren wirtschaftliche Existenz 
aber infolge der Corona-Pandemie bedroht wird. 
Die Höhe soll sich grundsätzlich an den förderfä-
higen Tatbeständen der bisherigen Unternehmens-
hilfen des Bundes, d.h. insbesondere an den för-
derfähigen Fixkosten, orientieren und im Regelfall 
100.000 Euro nicht übersteigen. Der Förderzeit-

raum läuft vom 01. März 2020 (!) bis 30. Juni 2021. 
Die Antragsberechtigungen legt das jeweilige Bun-
desland fest und die Anträge sollen wiederum 
durch die prüfenden Dritten erstellt werden. Am 
19.03.2021 haben sich Bund und Länder auf die-
se Härtefallhilfen verständigt – bleibt abzuwarten, 
wann die Antragsmöglichkeiten für Brandenburg 
vorliegen und die Anträge freigeschalten werden.
Neben den finanziellen Hilfen in Form der Über-
brückungshilfen wurden und werden allerdings 
auch noch andere Hilfen gewährt. Zu nennen ist 
hier der erleichterte Zugang zum Kurzarbeitergeld 
und die Modifizierung des KUG im Rahmen der 
Pandemie. Es beträgt 60% des ausgefallenen Net-
toentgelts, mit im Haushalt lebenden Kindern er-
höht es sich um 7% auf 67%. Wer spätestens für 
März 2021 erstmalig Kurzarbeitergeld erhalten 
hat, erhält ab dem 4. Bezugsmonat 70% (77%) 
und ab dem siebenten Bezugsmonat 80% (87%) 
des ausgefallenen Nettoentgeltes. Diese Erhöhun-
gen sind derzeit befristet bis zum 31.12.2021.
Im Rahmen der Pandemiebekämpfung wurde 
auch der Zugang zur Grundsicherung für Selbst-
ständige erleichtert. Das Bundeskabinett hat be-
schlossen, den erleichterten Zugang zur Grundsi-
cherung bis zum 31.12.2021 zu verlängern. Selbst 
die Finanzämter wollen ihren Teil zur Bekämpfung 
der Krise beitragen, um kurzfristige Liquiditätsfrei-
räume für Unternehmen zu schaffen. Hier zu nen-
nen sind u. a.:

·  zinslose Stundung von bereits entstandenen 
Steuern

·  vereinfachte Möglichkeit, die Vorauszahlungen 
zur Einkommen-, Körperschaft- und zur Gewer-
besteuer herabzusetzen

·  Aussetzung der Sondervorauszahlungen zur Um-
satzsteuer bzw. Erstattung bereits geleisteter 
Sondervorauszahlungen 2021

·  mögliches Absehen von Vollstreckungsmaßnah-
men für rückständige Steuern

·  befristete Herabsetzung der Umsatzsteuersätze 
im Zeitraum 01.07.2020 bis 31.12.2020

·  Umsatzsteuersenkung für die Gastronomie (au-
ßer Getränke) auf 7% bis 31.12.2022

Darüber hinaus werden verschiedene Kredite über 
die KfW oder andere Banken (Brandenburg: ILB) 
sowie besondere Landesbürgschaften angeboten. 
Kleine Unternehmen und Existenzgründer kön-
nen Hilfen aus dem Mikromezzaninfonds erhalten, 
große Unternehmen aus dem Wirtschaftsstabili-
sierungsfonds.
Finanzminister Scholz wollte die Bazooka auspa-
cken. 

Als Fazit bleibt: Eine Bazooka ist mit Sicherheit 
einfacher zu bedienen, als hier den Überblick zu 
behalten, um die möglichen Unterstützungen zu 
erhalten.

Matthias Butt – Steuerberater und Partner bei Boche & Kollegen

Herr Butt ist bereits seit der Kanzlei-Übernahme 
durch Boche & Kollegen Teamleiter im Standort 
Cottbus. Im Jahr 2008 wurde er zum Steuerbera-
ter bestellt und ist seit November 2009 Partner 
der Kanzlei Boche & Kollegen.
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Neuerungen

Änderungen bei der Neustarthilfe

Die offiziellen FAQ zur Neustarthilfe wurden weit-
gehend neu gefasst. Danach kann sie auch von 
Ein-Personen-Kapitalgesellschaften in Anspruch 
genommen werden. Außerdem können Anträge 
jetzt auch durch prüfende Dritte gestellt werden.

Soloselbstständige und Kapitalgesellschaften mit 
einem Gesellschafter (Ein-Personen-Kapitalgesell-
schaften), die im Rahmen der Überbrückungshilfen 
III keine Fixkosten geltend machen, können ein-
malig eine Neustarthilfe von bis zu 7.500 Euro er-
halten. Anträge können seit dem 16.2.2021 gestellt 
werden. Details der Neustarthilfe, zum Beispiel zur 
Anrechenbarkeit von Einnahmen und Umsätzen, 
werden in den FAQ von BMF und BMWi erläutert.

Antragsberechtigt für die Neustarthilfe sind
·  Soloselbstständige, die ihre selbstständige Tä-

tigkeit im Haupterwerb ausüben (mind. 51%);
·  Ein-Personen-Kapitalgesellschaften, bei denen 

der überwiegende Teil (mind. 51%) Einkünfte 

sind, die – wenn sie von einer natürlichen Person 
erzielt würden – als gewerbliche oder freiberuf-
liche Einkünfte gelten würden. Außerdem muss 
der Gesellschafter der Ein-Personen-Kapitalge-
sellschaft 100% der Anteile an der Gesellschaft 
halten und in einem Umfang von mindestens 20 
vertraglich vereinbarten Arbeitsstunden je Wo-
che von der Gesellschaft beschäftigt werden.

Es darf weniger als ein Angestellter (Vollzeit-
Äquivalent) beschäftigt werden. Die selbststän-
dige Geschäftstätigkeit muss vor dem 1.5.2020 
aufgenommen worden sein bzw. die Kapitalge-
sellschaft vor dem 1.5.2020 gegründet worden 
sein. Außerdem dürfen sich Antragstellende nicht 
bereits zum 31.12.2019 in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten befunden und diesen Status da-
nach nicht wieder überwunden haben.

Schauspielerinnen und Schauspieler und andere 
Künstlerinnen und Künstler, die nur kurzfristige 

Engagements und kurz befristete Verträge haben, 
sind antragsberechtigt, wenn:
·  es sich um kurz befristete Beschäftigungsverhält-

nisse von bis zu 14 zusammenhängenden Wo-
chen in den Darstellenden Künsten handelt,

·  oder es sich um unständige Beschäftigungsver-
hältnisse von bis zu sieben aufeinanderfolgen-
den Kalendertagen handelt

·  und die Antragstellenden für Januar 2021 kein 
Arbeitslosen- oder Kurzarbeitergeld bezogen 
haben.

Die Neustarthilfe beträgt einmalig 50% eines 
6-monatigen Referenzumsatzes, maximal aber 
7.500 Euro. Die volle Neustarthilfe wird gewährt, 
wenn der Umsatz während des Förderzeitraums 
Januar 2021 bis Juni 2021 im Vergleich zum Refe-
renzumsatz um mehr als 60% zurückgegangen ist. 
Der Referenzumsatz ist im Normalfall das 6-fache 
des durchschnittlichen monatlichen Umsatzes des 
Jahres 2019.

Als Umsätze sind für die Berechnung der Neustart-
hilfe die Netto-Umsätze anzugeben, d.h. der Um-
satz abzüglich der Umsatzsteuer. Ein Umsatz wurde 
in dem Monat erzielt, in dem die Leistung erbracht 
wurde. Bei Ist-Versteuerung kann bei der Frage 
nach der Umsatz-Erzielung der Zeitpunkt der Ent-
geltvereinnahmung gewählt werden. Erfolgt kei-
ne monatliche Abrechnung der Umsätze (z. B. bei 
Dauerleistungen), ist es zulässig von einer gleich-
mäßigen Verteilung der Umsätze auszugehen.
Beantragen natürliche Personen die Neustarthilfe, 
werden sowohl bei der Berechnung des Referenz-
umsatzes als auch bei der Endabrechnung Einnah-
men aus nichtselbstständiger Arbeit zuzüglich zu 
den freiberuflichen und gewerblichen Umsätzen 
berücksichtigt.
Die Neustarthilfe wird als Vorschuss ausgezahlt. 
Die Begünstigten verpflichten sich bei Beantra-

gung zu einer Endabrechnung durch Selbstprü-
fung nach Ablauf des Förderzeitraums. Sollte der 
Umsatz während der 6-monatigen Laufzeit bei 
mehr als 40% des 6-monatigen Referenzumsat-
zes liegen, sind die Vorschusszahlungen antei-
lig zurückzuzahlen. Liegt der erzielte Umsatz bei 
90% oder mehr, so ist die Neustarthilfe vollstän-
dig zurückzuzahlen. Zur Bekämpfung von Subven-
tionsbetrug finden stichprobenhaft Nachprüfun-
gen statt. Bis zum 31.8.2021 kann die einmalige 
Neustarthilfe beantragt werden. Wer keine Ein-
künfte aus einer Personengesellschaft oder für 
eine Ein-Personen-Kapitalgesellschaft geltend 
machen willen, kann entweder einen Direktan-
trag oder einen Antrag über prüfende Dritte stel-
len. Der Direktantrag wird über das Online-Tool 
auf der Seite direktantrag.ueberbrueckungshilfe-
unternehmen.de beantragt. Zur Identifizierung 

wird das ELSTER-Zertifikat genutzt. Wer auch Um-
sätze aus Personengesellschaften geltend machen 
oder den Antrag für eine Ein-Personen-Kapitalge-
sellschaft stellen möchte, muss den Antrag über 
einen prüfenden Dritten (Steuerberater, Steu-
erbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer, vereidigte 
Buchprüfer, Rechtsanwälte) stellen.
Es kann entweder die Neustarthilfe oder die Er-
stattung von Fixkosten im Rahmen der Überbrü-
ckungshilfe III in Anspruch genommen werden. 
Eine Inanspruchnahme beider Förderungen ist 
nicht möglich.
Wenn ein Antrag als natürliche Person gestellt 
wird, kann die Kapitalgesellschaft, deren Gesell-
schafter der Antragsteller ist, keinen Antrag auf 
Neustarthilfe stellen und umgekehrt.

Aufnahme der selbst-
ständigen Geschäftstätigkeit Vergleichszeitraum Berechnung des Referenzumsatzes

vor 1.1.2019 1.1. bis 31.12.2019 Referenzumsatz = (Jahresumsatz 2019 / 12) x 6

zwischen 1.1.2019 
und 30.4.2020

volle Monate der
Geschäftstätigkeit in 2019

Referenzumsatz = (Jahresumsatz 2019 / Anzahl der vollen Monate 
der Geschäftstätigkeit in 2019 ) x 6

oder: 1.1. bis 29.2.2020 Referenzumsatz = ((Umsatz Januar 2020 + Umsatz Februar 2020) / 2) x 6

oder: 1.7. bis 30.9.2020 Referenzumsatz = (Umsatz 3.Quartal 2020 / 3) x 6
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Neuerungen

Die wichtigsten steuerlichen Änderungen für das Jahr 2021 auf einen Blick

Mehr Netto vom Brutto
Der Grundfreibetrag steigt in diesem Jahr von 
9.408 Euro auf 9.744 Euro und es wird kein So-
lidaritätszuschlag mehr erhoben, wenn das Ein-
kommen unter 73.000 Euro (Alleinstehende) be-
ziehungsweise 151.000 Euro (Verheiratete) liegt. 

Mindestlohn
Der Mindestlohn ist zum 01.01.2021 auf 9,50 
Euro gestiegen. Bis zum 01.07.2022 wird er stu-
fenweise auf 10,45 Euro erhöht.

Kindergeld, Kinderbonus 
und Kinderfreibetrag
Das Kindergeld wurde von 204 Euro auf 219 
Euro für das erste und zweite Kind erhöht. Für das 
dritte Kind stieg der Betrag auf 225 Euro und ab 
dem vierten Kind auf 250 Euro. 
Der Kinderbonus 2021 beträgt 150 Euro pro Kind. 
Er wird für alle Kinder, für die im Mai 2021 An-
spruch auf Kindergeld besteht, im Mai 2021 aus-
gezahlt. Für Kinder, für die in einem anderen Mo-
nat im Jahr 2021 Anspruch auf Kindergeld besteht 
beziehungsweise bestand, wird der Kinderbonus 
zu einem späteren Zeitpunkt ausgezahlt.

Eine weitere Steigerung gab es beim Kinderfrei-
betrag auf 2.730 Euro. Über die Corona-Pande-
mie hinaus bleibt der Entlastungsbetrag für Allein-
erziehende bei 4.008 Euro.

Pauschale für Berufspendler
Zu Beginn des Jahres 2021 wurde die Pendlerpau-
schale ab dem 21. Kilometer auf 35 Cent pro Ent-
fernungskilometer erhöht. Nach wie vor gilt bis 
zum 21. Kilometer die Pauschale von 30 Cent je 
Entfernungskilometer.

Pauschale für Home-Office
Zur Entlastung der Arbeitnehmer im Home-Office 
wurde in diesem Jahr eine Home-Office-Pauschale 
in Höhe von 5 Euro pro Arbeitstag eingeführt. Die-
se beschränkt sich jährlich auf maximal 600 Euro.

Unterhaltshöchstbetrag
Der Höchstbetrag für den Abzug von Unterhalts-
leistungen als außergewöhnliche Belastung wur-
de von 9.408 Euro auf 9.744 Euro angehoben. 

Behindertenpauschbetrag
Bereits bei einem Pflegegrad 2 wurde ein Pausch-
betrag von 600 Euro und Pflegegrad 3 ein Pausch-
betrag von 1.100 Euro eingeführt. Die bisherigen 
Pauschbeträge verdoppeln sich. Der Pflegepausch-
betrag für die Pflege von Personen mit dem Pfle-
gegrad 4 oder 5 wird auf 1.800 Euro angehoben.

Spende und Ehrenamt
Der vereinfachte Spendennachweis, Bareinzah-
lungsbeleg oder Buchungsnachweis (wie z.B. der 
Kontoauszug) gilt für 2021 bis zu einem Betrag 
von 300 Euro. Alles darüber hinaus bedarf einer 
Spendenbescheinigung. Die Ehrenamtspauschale 
steigt von 720 Euro auf 840 Euro und der Überlei-
tungsbetrag von 2.400 Euro auf 3.000 Euro

Verbilligte Vermietung an Angehörige
Bei der Vermietung einer Wohnung an Angehö-
rige wie z. B. Kinder, Eltern oder Geschwister zu 
Wohnzwecken wurde die bisherigen Grenze von 
66% der ortsüblichen Miete auf 50% gesenkt.

von Theresa Rothe

Toni Boche – Partner und Steuerberater bei Boche & Kollegen mit 
Theresa Rothe – Geprüfte Betriebswirtin (HwO) und Assistentin der Geschäftsleitung in unserem Standort Massen
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Der Bundesrat hat am 5. März 2021 dem Dritten 
Corona-Steuerhilfegesetz zugestimmt, das Famili-
en und Unternehmen mit weiteren Maßnahmen 
finanziell unterstützen soll.

Der Koalitionsausschuss hatte am 3.2.2021 auf-
grund der anhaltenden Corona-Krise die weiteren 
finanziellen und steuerlichen Hilfen für Familien, 
Geringverdiener, Unternehmen, Gastronomie und 
Kultur vereinbart. Zur gesetzlichen Umsetzung 
dient das „Dritte Gesetz zur Umsetzung steuerli-
cher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Coro-
na-Krise (Drittes Corona-Steuerhilfegesetz)“. Der 
Bundestag hat das Gesetz mit Änderungen durch 
den Finanzausschuss am 26.2.2021 verabschie-
det. Der Bundesrat hat dem Gesetz am 5.3.2020 
zugestimmt. Enthalten sind folgende Maßnah-
men:

Kinderbonus zum Kindergeld
Familien erhalten wie schon im vergangenen Jahr 
einen Kinderbonus. Der Zuschlag auf das Kin-
dergeld beträgt einmalig 150 Euro. Er wird mit 

dem steuerlichen Kinderfreibetrag verrechnet, 
aber nicht auf die Grundsicherung angerechnet 
(§ 66 Absatz 1 Satz 2 bis 4 EStG). Im vergange-
nen Jahr betrug die einmalige Zahlung 300 Euro. 
Für jedes Kind, für das für den Monat Mai 2021 
ein Anspruch auf Kindergeld besteht, wird für den 
Monat Mai 2021 der Einmalbetrag gezahlt. Kin-
der, für die im Mai 2021 kein Anspruch auf Kin-
dergeld besteht, werden ebenfalls berücksichtigt, 
wenn für sie in einem anderen Monat des Jahres 
2021 ein Kindergeldanspruch besteht. Für den 
Einmalbetrag sind ansonsten grundsätzlich alle 
Vorschriften anzuwenden, die auch für das – mo-
natlich gezahlte – steuerliche Kindergeld maßge-
bend sind. So kann etwa nach § 64 EStG für je-
des Kind nur einem Berechtigten das Kindergeld 
und damit auch der Einmalbetrag gezahlt werden. 
Es ist ausdrücklich geregelt, dass die Zahlung der 
Einmalbeträge beim steuerlichen Familienleis-
tungsausgleich zu berücksichtigen sind. Die Ein-
malbeträge werden daher neben dem monatlich 
gezahlten Kindergeld bei der Vergleichsrechnung 
mit den Kinderfreibeträgen einbezogen. Je höher 

das Einkommen ist, desto mehr mindert der Kin-
derbonus eine mögliche steuerliche Entlastungs-
wirkung (ggf. voll oder anteilig).

Umsatzsteuer in der Gastronomie
Eigentlich bis Ende Juni 2021 gilt für Speisen in 
Cafés und Restaurants der ermäßigte Mehrwert-
steuersatz. Doch da die Gastronomie seit Wochen 
geschlossen ist, profitiert sie nicht davon. Daher 
wird der Steuersatz von 7% bis Ende 2022 zur 
Anwendung kommen (§ 12 Abs. 2 Nr. 15 UStG). 
Auf Getränke bleibt es beim regulären Steuersatz. 
Neben der Gastronomie sollen hiervon auch an-
dere Bereiche, wie Cateringunternehmen, der Le-
bensmitteleinzelhandel, Bäckereien und Metz-
gereien profitieren, soweit sie mit der Abgabe 
verzehrfertig zubereiteter Speisen entsprechende 
Dienstleistungen erbringen.

Erweiterter Verlustrücktrag
Unternehmen mit Corona-bedingten Verlusten 
sollen durch einen erweiterten Verlustrücktrag un-
terstützt werden. Sie sollen nun in größerem Um-
fang Verluste aus 2020 und 2021 steuerlich mit 
Gewinnen aus den Vorjahren verrechnen können. 
Vorgesehen ist, den Verlustrücktrag zu verdop-
peln - auf maximal 10 Mio. Euro beziehungswei-
se 20 Mio. Euro bei einer Zusammenveranlagung 
(§§ 10d Abs. 1 Satz 1, 52 Abs. 18b EStG). Dies 
gilt auch für den vorläufigen Verlustrücktrag für 
2020 nach § 111 EStG (§ 52 Abs. 52 und 53 EStG). 
Durch den Finanzausschuss im Bundestag wurde 
zusätzlich ermöglicht, auch im Rahmen der Steu-
erfestsetzung für 2020 einen vorläufigen Ver-
lustrücktrag für 2021 zu berücksichtigen. Vor-
aussetzung dafür ist, dass die Vorauszahlungen 
für 2021 auf 0 Euro herabgesetzt wurden. Ebenso 
wird die Möglichkeit eröffnet, die Stundung ge-
mäß § 111 Abs. 4 EStG auch für die Nachzahlung 
bei der Steuerfestsetzung 2020 zu beantragen.

Weitere Maßnahmen
Folgende weitere Maßnahmen sind im Koalitions-
ausschuss beschlossen worden, aber nicht Inhalt 
des Dritten Corona-Steuerhilfegesetzes:
·  Einen einmaligen Corona-Zuschuss von 150 

Euro sollen nun auch erwachsene Grundsiche-
rungsempfänger bekommen. Für plötzlich in 
Not geratenen Selbstständige und Beschäftig-
te mit kleinen Einkommen wird der erleichterte 
Zugang in die Grundsicherung bis Ende 2021 
verlängert.

·  Das Rettungs- und Zukunftsprogramm „Neu-
start Kultur“ wird verlängert. Dazu wird ein 
Anschlussprogramm mit einer Ausstattung von 
1 Mrd. Euro aufgelegt.

Neuerungen

Drittes Corona-Steuerhilfegesetz

Zustimmung des Bundesrates zu weiteren Unterstützungsmaßnahmen am 5. März 2021
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Neuerungen

Geänderte Nutzungsdauer von 
Computerhardware und Software

Abschreibung von Computerhardware 
und -software
Sowohl die Computerhardware als auch die er-
forderliche Betriebs- und Anwendersoftware un-
terliegen einem schnellen technischen Wandel. 
Und offenbar ist es auch politischer Wille, dass 
die angestrebte Digitalisierung mittelbar eine 
zusätzliche steuerliche Förderung erhält. Deshalb 
wird die seit über 20 Jahren geltende betriebsge-
wöhnliche Nutzungsdauer für Hard- und Software 
an die tatsächlichen Verhältnisse angepasst.

Neue Nutzungsdauer
Die bisherige Nutzungsdauer i.S.d. § 7 Abs. 1 EStG 
wird von grundsätzlich 3 Jahren auf nur noch 1 
Jahr verkürzt. Damit kommt es quasi zu einer So-
fortabschreibung der betroffenen Wirtschaftsgüter. 
Eine nur noch 1-jährige Nutzungsdauer kommt ei-
ner Sofortabschreibung sehr nahe, fraglich ist je-
doch, ob es auch eine ist.

Hinweis: Es gibt gute Argumente, die für eine So-
fortabschreibung und gegen eine zeitanteilige Ab-
schreibung sprechen. Im Beschluss der Bundes-
kanzlerin und der Länderchefs, in dessen Folge das 
BMF-Schreiben erlassen wurde, heißt es: „Zur wei-
teren Stimulierung der Wirtschaft und zur Förde-
rung der Digitalisierung werden bestimmte digitale 
Wirtschaftsgüter rückwirkend zum 1. Januar 2021 
sofort abgeschrieben. Damit können insoweit die 
Kosten für Computerhardware und Software zur 
Dateneingabe und -verarbeitung zukünftig im Jahr 
der Anschaffung oder Herstellung steuerlich voll-
ständig berücksichtigt werden.“ Darüber hinaus 

ist in § 7 EStG eine zeitanteilige Abschreibung nur 
für Wirtschaftsgüter mit einer Nutzungsdauer > 1 
Jahr vorgesehen (vgl. auch Schnitter, in Frotscher/
Geurts, EStG, § 7 EStG Rz. 262 f. mit Verweis auf 
BFH, Urteil v. 15.12.1989, VI R 44/86). 

Für welche Hard- / Software gilt das?
Hardware
Die Finanzverwaltung rechnet der „Computer-
hardware“ praktisch sämtliche Wirtschaftsgüter 
einer PC-Anlage und deren Peripherie zu. Konkret 
genannt und definiert werden:
·  Computer,
·  Desktop-Computer,
·  Notebook-Computer (wie z.B. Tablet, Slate, oder 

mobiler Thin-Client),
·  Desktop-Thin-Client,
·  Workstation,
·  mobile Workstation,
·  Small-Scale-Server,
·  Dockingstation,
·  externes Netzteil,
·  Peripherie-Geräte (wie z.B. Tastatur, Maus, Scan-

ner, Kamera, Mikrofon, Headset),
·  externe Speicher (Festplatte, DVD-/CD-Laufwerk, 

USB-Stick, Streamer),
·  Ausgabegeräte (wie z.B. Beamer, Plotter, Head-

set, Lautsprecher, Monitor oder Display), sowie
·  Drucker (Laser-, Tintenstrahl- oder Nadeldrucker).

Diese Aufzählung soll abschließend sein. Auch 
müssen die Geräte den EU-Vorgaben für umwelt-
gerechte Gestaltung von Computern und Compu-
terservern entsprechen.

Software
Unter Software wird jegliche Betriebs- und An-
wendersoftware zur Dateneingabe und -verarbei-
tung gefasst. Dazu rechnen auch die nicht tech-
nisch physikalischen Anwendungsprogramme 
eines Systems zur Datenverarbeitung, alle Stan-
dardanwendungen, doch auch individuell abge-
stimmte Anwendungen (z.B. ERP-Software, Soft-
ware für Warenwirtschaftssysteme, etc.).

Ab wann gilt dies?
Die neue Regelung mit einer 1-jährigen Nutzungs-
dauer gilt für alle Gewinnermittlungen für Wirt-
schaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 enden. 
Zudem kann in dem nach dem 31.12.2020 en-
denden Wirtschaftsjahr der Restbuchwert von be-
reits zuvor angeschafften bzw. hergestellten Wirt-
schaftsgütern des Betriebsvermögens vollends 
abgeschrieben werden. Diese Regeln gelten ab 
dem VZ 2021 auch für Wirtschaftsgüter des Pri-
vatvermögens. Damit ist die bisherige AfA-Tabel-
le letztmals in Wirtschaftsjahren anzuwenden, die 
vor dem 1.1.2021 enden.

Kritik innerhalb der Finanzverwaltung
Im Vorfeld war eine gewisse Uneinigkeit in der Fi-
nanzverwaltung zu vernehmen. Einige Bundeslän-
der sträubten sich gegen eine Anpassung der Nut-
zungsdauer „nur“ durch ein BMF-Schreiben und 
sprachen sich für eine gesetzliche Regelung aus. 
Nunmehr hat sich doch die sog. untergesetzliche 
Regelung durchgesetzt.

BMF, Schreiben v. 26.2.2021

Die Finanzverwaltung verkürzt die steuerlich zu-
grunde zu legende Nutzungsdauer von Computern 
und Software. Anstatt bisher 3 Jahren gilt künftig 
eine Nutzungsdauer von einem Jahr.
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aus einem Sicherheitsmodul, einem Speichermedi-
um und einer digitalen Schnittstelle besteht. Das 
Sicherheitsmodul soll dabei gewährleisten, dass 
Kasseneingaben mit Beginn des Aufzeichnungs-
vorgangs protokolliert und später nicht mehr ver-
ändert werden können. Ferner sind noch die digita-
len Aufzeichnungen auf einem Speichermedium zu 
sichern und für Nachschauen und Außenprüfungen 
verfügbar zu halten (§ 146a Abs. 1 Satz 4 AO). Die 
Frist zur Aufrüstung der Registrierkassen mit 
der TSE endete am 31.März 2021. Die ursprüng-
liche Frist zur Aufrüstung endete am 30.09.2020. 
Auf Grund der Pandemie wurde diese im Land 
Brandenburg allerdings bis 31.03.2021 verlängert, 
wenn folgende Voraussetzungen vorlagen:

·  Der Einbau einer TSE wurde bis zum 31.08.2020 
beauftragt.

·  Es wird vom beauftragten Unternehmen bestätigt, 
dass der Einbau bis zum 30.09.2020 nicht durch-
geführt werden konnte.

·  Ein konkreter Einbautermin liegt vor.
·  Der Einbau muss bis spätestens 31.03.2021 abge-

schlossen sein.
·  Es wird die Belegausgabepflicht erfüllt.
·  Für die Veranlagungszeiträume 2010 – 2020 wur-

de kein Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren 
wegen Steuerhinterziehung bzw. Steuergefähr-
dung durchgeführt, dass mit einer Verurteilung, 
einem Strafbefehl, einer Auflage oder einem Buß-
geldbescheid abgeschlossen wurde.

·  Nachweise der Voraussetzungen sind mit der Ver-

fahrensdokumentation zur Kassenführung aufzu-
bewahren.

Übergangsregelung bis 2022
Zu beachten ist aber auch die Übergangsregelung 
für alte Registrierkassen. Hiernach besteht bei Re-
gistrierkassen, die nach dem 25.11.2010 und vor 
dem 01.01.2020 angeschafft wurden, eine weite-
re Verwendungsmöglichkeit bis zum 31.12.2022. 
Voraussetzung: Die Kasse entspricht zwar den ak-
tuellen Anforderungen, ist aber baubedingt nicht 
mit einer zertifizierten TSE aufrüstbar und erfüllt 
die Anforderungen des § 146a AO ab 2020 nicht.

Beachte: Seit dem 01.01.2017 dürfen nur noch 
elektronische Registrierkassen verwendet wer-
den, die eine komplette Speicherung aller steu-
erlich relevanten Daten – insbesondere Journal-, 
Auswertungs-, Programmier- und Stammdatenän-
derungsdaten (z.B. Artikelpreisänderungen, Nut-
zerkennung) – ermöglichen (BMF-Schreiben v. 
26.11.2010 – IV A 4 – S 0316/08/10004-07).

Neue Meldepflichten für neuange-
schaffte Kassen ab 2020
Elektronische Aufzeichnungssysteme müssen in-
nerhalb eines Monats nach Anschaffung oder Au-
ßerbetriebnahme an das zuständige Finanzamt 
gemeldet werden (§ 146a Abs. 4 Satz 1 und 2 AO). 
Nach dem BMF-Schreiben ist die Mitteilung aller 
ab dem 01.01.2020 angeschafften und von dem 

Gesetz erfassten Kassen innerhalb eines Monats 
zu erstatten. Diese Meldungen sollen nach amt-
lich vorgeschriebenen Vordruck erfolgen, welcher 
bis heute allerdings nicht vorliegt. Entsprechend 
ist eine solche Meldung derzeit nicht möglich. 
Formlose Meldungen werden vom Finanzamt 
nicht angenommen. 

Neue Belegausgabepflicht: Das sind 
die möglichen Formate
Ab 2020 wurde zugleich eine Belegausgabepflicht 
bei Verwendung eines elektronischen Kassensys-
tems eingeführt. Danach ist zwingend jedem Kun-
den ein Kassenbeleg auszuhändigen. Gemäß § 6 
KassenSichV kann der Beleg in Papierform oder 
mit Zustimmung des Belegempfängers elektro-
nisch in einem standardisierten Datenformat aus-
gegeben werden. Nach dem BMF-Schreiben sind 
unter „standardisierten Datenformaten“ gängige 
Formate wie etwa JPG oder PDF zu verstehen.

Beachte: Aus Zumutbarkeitsgründen sieht das 
Gesetz für den Warenverkauf an eine Vielzahl von 
nichtbekannten Personen vor, dass Unternehmen 
die Befreiung von der Belegausgabepflicht be-
antragen können. Die Finanzbehörde wird nach 
pflichtgemäßem Ermessen über den Befreiungs-
antrag entscheiden, wobei auch die Kenntnis der 
eingesetzten Kassensysteme berücksichtigt wer-
den wird. Die Zustimmung zur Befreiung kann je-
doch jederzeit widerrufen werden.

Ab 2020 gelten verschärfte Regelungen bei der 
Nutzung elektronischer Kassen. Mit BMF-Schrei-
ben vom 17.06.2019 hat die Verwaltung die neu-
en Anforderungen konkretisiert. 

Neu ab 2020: 
Zertifikatspflicht für Kassen
Bei Verwendung eines elektronischen Aufzeich-
nungssystems (= elektronische oder computer-
gestützte Kassensysteme, Registrierkassen) muss 
dieses so ausgestaltet sein, dass jeder aufzeich-
nungspflichtige Geschäftsvorfall und andere Vor-
gänge einzeln, vollständig, richtig, zeitgerecht und 
geordnet aufgezeichnet werden. Der neue § 146a 
Abs. 1 Satz 2 AO normiert sodann die Pflicht, das 
verwendete elektronische Aufzeichnungssystem 
und die Aufzeichnungen durch eine zertifizierte 
interne technische Sicherheitseinrichtung (TSE) zu 
schützen. Diese muss so ausgestaltet sein, dass sie 

Kassenführung

Das sind die Anwendungsregeln 
für die Kassenführung ab 2020
von Steuerberater Matthias Butt

Zukünftige Regelungen zur Kassenführung
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Digitalisierung in der Lohnbuchhaltung

Annett Thiel ist Steuerfachangestellte und Teamleiterin in unserem Standort Cottbus

Wie Sie als Unternehmen und Ihre Arbeitnehmer von 
der Digitalisierung in der Personalwirtschaft profitieren!

Am Monatsende müssen die Gehaltszettel an Ihre 
Mitarbeiter verteilt werden. Sind diese dienstlich 
unterwegs oder im Urlaub, zieht sich das in die 
Länge - das ist zeit- und nervenaufreibend. On-
line-Portale bieten Alternativen. Die Digitalisie-
rung in der Personalwirtschaft bedeutet weit 
mehr als die reine Verlagerung von Papier hin zu 
elektronischen Medien. Mit ihr eröffnen sich neue 
Möglichkeiten in der Zusammenarbeit zwischen 
Ihnen als Mandant und uns als Steuerkanzlei. 
Mit unserem Softwarepartner, der DATEV e. G., 
stellen wir Ihnen gern praktische Lösungen bereit. 
Viele von Ihnen haben bereits Datev Unterneh-
men online im Einsatz, so dass man hier recht ein-
fach mit der Bereitstellung der Auswertungen im 
Lohnbereich, in Datev Unternehmen Online, star-
ten könnte. Auch die Bereitstellung der Lohnüber-
weisungen befindet sich in diesem Programm und 
lässt sich direkt von dort exportieren oder direkt 
überweisen. Der Zugriff auf die monatlichen Lohn-
abrechnungen über Datev Unternehmen Online 
ist besonders praktisch, da die Mitarbeiter diese 
doch oftmals verlegen.
Weitere Vorteile bietet die Einführung einer digita-
len Personalakte. Das bedeutet, dass zum Beispiel 

Arbeitsverträge oder Nutzungsvereinbarungen zu 
PKW`s, Zuschüsse zur Kindergartenbetreuung 
oder auch abrechnungsrelevante Sachverhalte 
wie Stundenzettel oder Krankenscheine digital ab-
gelegt werden. Sind die Dokumente einmal abge-
legt und verschlagwortet, stellt die Verfügbarkeit 
der Dokumente für Sie als Mandant einen großen 
Mehrwert dar. Es entfällt die oft lästige Suche von 
Dokumenten und das Ablegen in Papierordnern. 
Gleichzeitig können wir als zuständige Lohnmitar-
beiter auf die Akten zugreifen und haben alle re-
levanten Sachverhalte jederzeit zur Verfügung. Es 
entsteht eine nahtlose Kommunikation zwischen 
Ihnen und uns als Kanzlei. Beide Seiten haben im-
mer denselben Kenntnisstand. Unabhängig von 
der Zeit und dem Ort haben Sie Zugriff auf alle 
Belege, Dokumente und Auswertungen im Unter-
nehmen. Auch auf freigegebene Auswertungen 
können Sie mehrere Jahre direkt zugreifen.
Im Rahmen der digitalen Verarbeitung der Daten 
im Lohn gibt es einen weiteren Schritt, den Sie 
zusammen mit Ihrem Lohnbüro gehen können. 
Die Übermittlung der abrechnungsrelevanten Da-
ten, der sogenannten monatlichen Bewegungsda-
ten, wie zum Beispiel geleistete Arbeitsstunden, 

Zuschläge oder Fahrtkostenerstattungen können 
über die sogenannte Excel Lohnvorerfassung und 
die Lohnvorerfassung im Datev Unternehmen On-
line erstellt und an uns übermittelt werden. Selbst 
ein digitaler Personalbogen stellt einen weiteren 
Schritt Richtung Digitalisierung dar und ist prob-
lemlos einsetzbar. 
Wie können auch Ihre Arbeitnehmer davon profi-
tieren? Nicht nur für Sie als Unternehmer, sondern 
auch für Ihre Mitarbeiter, gibt es digitale Lösun-
gen, um innovativ voranzuschreiten.
Arbeitnehmer online „Meine Abrechnungen“ ist 
ein Portal, über welches wir Ihren Mitarbeitern 
die Brutto / Netto-Abrechnungen, die Lohnsteu-
erbescheinigungen sowie die Sozialversicherungs-
nachweise digital zur Verfügung stellen. Arbeit-
nehmer haben orts- und zeitunabhängig Zugriff 
auf ihre Lohnunterlagen und können die letzten 
10 Jahre darauf zugreifen. Dies gilt für die Be-
schäftigungszeit in Ihrem Unternehmen. Zusätz-
lich können Sie den Arbeitnehmern aktuelle und 
individuelle Hinweise in einem Portal bereitstellen.
Haben wir Ihr Interesse geweckt? Sprechen Sie 
uns an, wir beraten Sie gern. 

von Annett Thiel
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Steuern

Umsatzsteuerrechtliche
Beurteilung von Sachspenden
BMF, Schreiben v. 18.3.2021, III C 2 – S

Keine Umsatzbesteuerung der Sach-
spenden von Einzelhändlern an steuer-
begünstigte Organisationen vom 
1. März 2020 bis 31. Dezember 2021
Das BMF-Schreiben zur umsatzsteuerlichen Be-
handlung von Sachspenden vom 18. März 2021 
schöpft den möglichen Gestaltungsspielraum um-
fassend aus, um Unternehmern eine rechtssiche-
re umsatzsteuerliche Abwicklung von Sachspen-
den zu ermöglichen. Unter Berücksichtigung der 
einzigartigen Belastung des Einzelhandels wird 
unterstützend zu dem die Umsatzsteuer, die um-
satzsteuerrechtliche Beurteilung von Sachspenden, 
die Bemessungsgrundlage bei Sachspenden und 
eine befristete Billigkeitsregelung für Sachspen-
den gewährt. Laut dem BMF-Schreiben wird auf 
die Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabga-
be verzichtet, wenn die Waren von Einzelhändlern 

- die durch die Corona-Krise unmittelbar und nicht 
unerheblich negativ wirtschaftlich betroffen sind, 
an steuerbegünstigte Organisationen gespendet 
werden oder gespendet worden sind. Diese Rege-
lung gilt allerdings nur für Spenden, die zwischen 
dem 1. März 2020 und dem 31. Dezember 2021 
erfolgt sind.

Zinsen auf Steuernachforde-
rungen und Steuererstattungen
BMF, Schreiben v. 16.3.2021, IV C 1 - S

Billigkeitsregelung zur ertragsteuerli-
chen Behandlung von Zinsen
Zinsen auf Steuererstattungen nach § 233a AO 
führen beim Gläubiger zu Einkünften aus Kapital-
vermögen im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 7 
EStG oder in Verbindung mit § 20 Absatz 8 EStG 
zu Einkünften anderer Art. Zinsen auf Steuernach-
forderungen hingegen können nicht steuermin-
dernd geltend gemacht werden (seit VZ 1999). 
Die Finanzverwaltung äußert sich aktuell und 
stellt klar, dass diese unterschiedliche steuerliche 
Behandlung von Zinsen regelmäßig nicht zu einer 
sachlichen Unbilligkeit führt.
Allerdings könne die Regelung in Einzelfällen zu 
einem sachlich unbilligen Ergebnis führen, wenn - 
bezogen auf die Steuerbemessungsgrundlage der 
Einkommen- oder Körperschaftsteuer - sowohl 
Steuernachforderungen als auch Steuererstat-
tungen gegenüber demselben Steuerpflichtigen 
auf ein und demselben Ereignis beruhen. Die Fi-

nanzverwaltung hat deshalb eine Billigkeitsrege-
lung zur Vermeidung unbilliger Härten getroffen: 

„Aus Gründen sachlicher Härte sind auf Antrag 
Erstattungszinsen im Sinne des § 233a AO nach 
§ 163 AO nicht in die Steuerbemessungsgrundla-
ge einzubeziehen, soweit ihnen nicht abziehba-
re Nachzahlungszinsen gegenüberstehen, die auf 
ein und demselben Ereignis beruhen. Dabei sind 
die Erstattungszinsen und die diesen gegenüber-
stehenden Nachzahlungszinsen auf den Betrag 
der jeweils tatsächlich festgelegten Zinsen be-
grenzt. Der Antrag ist bei dem für die Personen-
steuer örtlich zuständigen Finanzamt zu stellen.

Verfahrensrechtliche Steuer-
erleichterungen in der Corona-
Krise verlängert
BMF, Schreiben v. 18.3.2021, IV A 3 - S

Die Finanzverwaltung verlängert die Regelungen, 
die für die von den Folgen der Corona-Krise be-
troffenen Steuerpflichtigen steuerliche Erleichte-
rungen vorsehen.
Das neue Schreiben ergänzt das BMF-Schreiben v. 
19.3.2020, IV A 3 - S 0336/19/10007: 002 und er-
setzt das BMF-Schreiben v. 22.12.2020, IV A 3 - S 
0336/20/10001 :025. Im Fokus stehen vor allem 
folgende Steuererleichterungen:

Stundung im vereinfachten Verfahren
Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheb-
lich negativ wirtschaftlich betroffenen Steuer-
pflichtigen können bis zum 30.6.2021 unter Dar-
legung ihrer Verhältnisse Anträge auf Stundung 
der bis zum 30.6.2021 fälligen Steuern stellen. Die 
Stundungen sind längstens bis zum 30.9.2021 
zu gewähren. § 222 Satz 3 und 4 AO bleibt unbe-
rührt. Das bedeutet, dass Steueransprüche gegen 
den Steuerschuldner nicht gestundet werden, so-
weit ein Dritter (Entrichtungspflichtiger) die Steu-
er für Rechnung des Steuerschuldners zu entrich-
ten, insbesondere einzubehalten und abzuführen 
hat. Außerdem ist die Stundung des Haftungs-
anspruchs gegen den Entrichtungspflichtigen 
ausgeschlossen, soweit er Steuerabzugsbeträge 
einbehalten oder Beträge, die eine Steuer enthal-
ten, eingenommen hat. Über den 30.9.2021 hi-
naus können Anschlussstundungen für die bis 
zum 30.6.2021 fälligen Steuern im Zusammen-
hang mit einer angemessenen, längstens bis zum 
31.12.2021 andauernden Ratenzahlungsverein-
barung gewährt werden. Bei der Nachprüfung 
der Voraussetzungen für (Anschluss-) Stundungen 
sollen keine strengen Anforderungen zu stel-

len sein. Die Anträge dürfen nicht deshalb abge-
lehnt werden, weil die Steuerpflichtigen die ent-
standenen Schäden wertmäßig nicht im Einzelnen 
nachweisen können. Auf die Erhebung von Stun-
dungszinsen kann in den vorgenannten Fällen 
verzichtet werden.

Absehen von Vollstreckungsmaßnah-
men (Vollstreckungsaufschub) im ver-
einfachten Verfahren 
Wird dem Finanzamt bis zum 30.6.2021 auf-
grund einer Mitteilung des Vollstreckungsschuld-
ners bekannt, dass der Vollstreckungsschuldner 
nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich 
negativ wirtschaftlich betroffen ist, soll bis zum 
30.9.2021 von Vollstreckungsmaßnahmen bei 
bis zum 30.6.2021 fällig gewordenen Steuern 
abgesehen werden. In diesen Fällen sind die im 
Zeitraum vom 1.1.2021 bis zum 30.9.2021 ent-
standenen Säumniszuschläge grundsätzlich zu 
erlassen. Bei Vereinbarung einer angemessenen 
Ratenzahlung ist eine Verlängerung des Vollstre-
ckungsaufschubs für die bis zum 30.6.2021 fäl-
ligen Steuern längstens bis zum 31.12.2021 ein-
schließlich des Erlasses der bis dahin insoweit 
entstandenen Säumniszuschläge möglich.

Anpassung von Vorauszahlungen im 
vereinfachten Verfahren
Die nachweislich unmittelbar und nicht uner-
heblich negativ wirtschaftlich betroffenen Steu-
erpflichtigen können bis zum 31.12.2021 unter 
Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf Anpas-
sung der Vorauszahlungen auf die Einkommen- 
und Körperschaftsteuer 2021 stellen. Bei der 
Nachprüfung der Voraussetzungen sind keine 
strengen Anforderungen zu stellen. Diese Anträ-
ge sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuer-
pflichtigen die entstandenen Schäden wertmäßig 
nicht im Einzelnen nachweisen können.

Stundung, Vollstreckungsaufschub und 
Anpassung von Vorauszahlungen in 
anderen Fällen
Für Anträge außerhalb der genannten Fälle und Ra-
tenzahlungsvereinbarungen über den 31.12.2021 
hinaus sollen die allgemeinen Grundsätze und 
Nachweispflichten gelten.
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Zombie-Unternehmen

Kommen jetzt die 
Zombie-Unternehmen?

Mit der ersten COVID-19-Pandemie-Welle wurde 
ab 01.03.2020 das COVID-19-Insolvenzausset-
zungsgesetz (CovInsAG) geschaffen.

Zielsetzung war, Unternehmen, die durch die 
Pandemie in Schwierigkeiten gerieten, befristet 
bis zum 30.09.2020 vor der Insolvenz zu schüt-
zen. Voraussetzung war, die Unternehmen durf-
ten nicht bereits am 31.12.2019 insolvent sein. 
Außerdem durfte nicht bereits ein Insolvenzantrag 
gestellt worden sein in der Zeit vom 01.01.2020 
bis zum 28.03.2020. Waren diese Voraussetzun-
gen erfüllt, ging damit eine positive Fortführungs-
prognose einher. Das Gesetz war ursprünglich 
befristet bis 30.09.2020. Es wurde dann erwar-
tungsgemäß bis 31.12.2020 verlängert.

Zur Erinnerung, die drei Insolven-
zantragsgründe waren bis dahin:
· Zahlungsunfähigkeit,
· drohende Zahlungsunfähigkeit und 
· Überschuldung.

Mit der vorgenannten Fristverlängerung wurde 
die „Überschuldung“ rausgenommen. Betrof-
fene Unternehmen sollten bis Ende des Jahres 
genügend Zeit bekommen, um Sanierungs- und 
Refinanzierungsmöglichkeiten auszuschöpfen. Un-
ternehmen, die am 30.09.2020 akut zahlungsun-
fähig waren, wurden somit wieder insolvenzan-
tragspflichtig. Unternehmen, die zahlungsunfähig 
sind, können ihre fälligen Verbindlichkeiten bereits 
nicht mehr bezahlen. Das bedeutet, dass es die-
sen Unternehmen nicht in ausreichendem Maße 
gelungen ist, ihre Finanzlage über die Nutzung 
der staatlichen Hilfsangebote zu stabilisieren. Um 
das erforderliche Vertrauen in den Wirtschaftsver-
kehr zu erhalten, sollten diese Unternehmen nach 
Ansicht des Gesetzgebers nicht mehr in die Verlän-
gerung einbezogen werden.
Im Januar 2021 wurde die Insolvenzantrags-
pflicht für Unternehmen ausgenommen, die einen 
Anspruch auf die Gewährung finanzieller Hilfen im 
Rahmen staatlicher Hilfen (sog. November- und De-
zember-Hilfen) haben. Voraussetzung war ein ent-
sprechender Antrag in der Zeit vom 01.11.2020 
bis zum 31.12.2020. War eine Antragstellung aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen in diesem 
Zeitraum nicht möglich, dann wurde die Insolven-
zantragspflicht ebenfalls ausgesetzt. 
Die Insolvenzantragspflicht ist jedoch nicht aus-
gesetzt, wenn offensichtlich keine Aussicht auf 

die Erlangung der Hilfeleistung besteht oder die 
erlangbare Hilfeleistung für die Beseitigung der 
Insolvenzreife unzureichend ist. Die letzten Re-
gelungen werden durch zahlreiche Maßnahmen 
flankiert, die den Unternehmer und dessen Ge-
schäftspartner schützen sollen. Kurz vor Ablauf 
dieser letzten Frist Ende Januar 2021 wurde das 
Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- und 
Insolvenzrechts (Sanierungs- und Insolvenzrechts-
fort-entwicklungsgesetz – SanInsFoG) beschlos-
sen. Damit wird die Insolvenzantragspflicht erneut 
ausgesetzt bis 30.04.2021.
Die Insolvenzaussetzungsregeln sind für Nicht-
fachleute kaum noch nachvollziehbar.
Es kommt an einigen Stellen die Vermutung auf, 
dass inzwischen viele Unternehmen am Markt 
agieren, die das nicht mehr sollten oder dürf-
ten. Der starke Rückgang der Insolvenzverfahren 
in den letzten zwölf Monaten unterstreicht dies. 
Die Fachwelt spricht hierbei von Zombie-Unter-
nehmen, die anderen, gesunden Unternehmen 
schaden können, weil sie zahlungsunfähig sind, 
weiterhin Geschäfte tätigen und so eine Ketten-
reaktion bei anderen, bisher gesunden Unterneh-
men auslösen könnten. 
Wie es 2021 mit den Zombie-Unternehmen wei-
tergeht, bleibt abzuwarten. Viele Experten rech-
nen jedoch – wie in Horrorfilmen auch – mit dem 
Schlimmsten: Creditreform geht zum Beispiel für 
2020 von 550.000 überschuldeten Unternehmen 
aus, die zu Zombie-Unternehmen werden könn-

ten, 2021 sogar mit bis zu 800.000, heißt es im 
IW-Kurzbericht.

Wie können Sie sich schützen?
·  laufende Bonitätsprüfung, um die finanzielle Sta-

bilität der Kunden und Partner zu prüfen und zu 
überwachen 

·  aktives Forderungsmanagement in der Buchhal-
tung: Überwachung von Zahlungsverzügen und 
weiteren Warnsignalen; Mahnwesen

·  Forderungseinzug: professionelles Inkasso
·  Absichern: Warenkreditversicherung als Schutz 

gegen Forderungsausfall

Die Unsicherheiten werden offensichtlich vom Ge-
setzgeber in Kauf genommen. An der Insolvenz-
gesetzgebung wird derzeit heftig gewerkelt unter 
Berücksichtigung der Entwicklung in der EU. Böse 
Zungen behaupten, bis zur Wahl im September 
2021 würde aus nachvollziehbaren Gründen alles 
bleiben, wie es ist. Wir bleiben dran.

Was gilt jetzt (Stand 28.02.2021) aktu-
ell für die Aussetzung des Antrags bis 
zum 30.04.2021?

·  Das Unternehmen war am 31.12.2019 gesund.
·  Das Unternehmen ist durch Corona in Schwierig-

keiten geraten.
·  Das Unternehmen ist zwar zahlungsunfähig, hat 

aber Anträge auf November- und Dezember-Hilfe 
bzw. Überbrückungshilfe bis 28.02.2021 gestellt.

von Steuerberater Manfred Scholtz – delfi-net

Überschuldete Unternehmen könnten zu Zombie-Unternehmen werden
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Schuldenbereinigung

Regelungen für einen außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplan

Das BMF hat sich umfassend zu den Kriterien für 
die Entscheidung über einen Einigungsversuch 
zur außergerichtlichen Schuldenbereinigung nach 
§ 305 InsO geäußert.

Außergerichtliche Einigung mit Gläu-
bigern
Bevor bei einem Schuldner die Möglichkeit besteht, 
ein Verbraucherinsolvenzverfahren durchzuführen, 
muss dieser versuchen, eine außergerichtliche Ei-
nigung mit seinen Gläubigern herbeizuführen. Dies 
ergibt sich aus § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO. Scheitert 
dieser Einigungsversuch, kann der Antrag gestellt 
werden, das Scheitern ist aber nachzuweisen. Da 
in diesen Versuch auch die Finanzbehörden ein-
zubeziehen sind, wenn sie denn Gläubiger im je-
weiligen Verfahren sind, bietet das BMF-Schreiben 
einen guten Hinweis darauf, wann die Finanzbe-
hörden bereit sein sollten, einem außergerichtli-
chen Schuldenbereinigungsplan zuzustimmen.

Außergerichtlicher Schuldenbereini-
gungsplan
Es bietet sich aber darüber hinaus auch dann an, 
wenn ein Schuldenbereinigungsplan vorbereitet 

wird, da das Schreiben die wesentlichen Aspekte 
eines solchen Planes darstellt. Ohne fachkundige 
Hilfe dürfte ein solcher Plan allerdings regelmä-
ßig nicht aufzustellen sein, da die Anforderungen 
nicht gering sind. Das Verbraucherinsolvenzver-
fahren nach Scheitern eines außergerichtlichen 
Einigungsversuches ist dann quasi ein abge-
specktes Insolvenzverfahren, an dessen Ende die 
Restschuldbefreiung gemäß § 287ff. InsO erstrebt 
wird. Nach der neu geltenden Rechtslage kann 
diese Befreiung dabei bereits nach einer Wohlver-
haltensperiode von drei Jahren (früher fünf Jahren) 
erreicht werden. Voraussetzung ist aber weiterhin, 
dass sich der Schuldner in dieser Zeit „wohlverhal-
ten“ im Sinne des Gesetzes hat, also vor allem sei-
nen Mitteilungspflichten nachgekommen ist und 
sein pfändbares Vermögen an einen Treuhänder 
abgetreten hat.

Gesetzliche Grundlagen
Die gesetzlichen Regelungen für das Verbraucherin-
solvenzverfahren finden sich in den §§ 304ff. InsO. 
Ein solches kann durchgeführt werden von einem 
Verbraucher, aber auch von Personen, die eine 
selbstständige Tätigkeit ausgeübt haben, wenn 

die Vermögensverhältnisse überschaubar sind 
und keine Forderungen aus Arbeitsverhältnissen 
bestehen. Dies sind aber nicht nur die Ansprüche 
von Arbeitnehmern, sondern auch Forderungen, 
die im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhält-
nis stehen, also insbesondere Sozialabgaben und 
Lohnsteuern. Von einer Überschaubarkeit ist aus-
zugehen, wenn es weniger als 20 Gläubiger gibt. 
Wie erwähnt, setzt die Eröffnung eines Verbrau-
cherinsolvenzverfahrens voraus, dass ein vorheri-
ges außergerichtliches Schuldenbereinigungsver-
fahren gescheitert ist. 
Der wesentliche Inhalt des BMF-Schreibens ist: 
Der erste Abschnitt des Schreibens stellt die allge-
meinen rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
außergerichtliche Schuldenbereinigung dar.

Verfahren des Schuldenbereinigungs-
versuchs
Der zweite Abschnitt des BMF-Schreibens betrifft 
das Verfahren des Schuldenbereinigungsversu-
ches. Die Verhandlungen erfolgen hierbei auf der 
Grundlage eines Schuldenbereinigungsplanes. Für 
die Finanzverwaltung ist bei den Verhandlungen 
aber zu berücksichtigen, dass diese bei der Fra-

BMF, Schreiben v. 27.1.2021

Einigungsversuch zur außergerichtlichen Schuldenbereinigung
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Schuldenbereinigung

ge, ob sie auf eine Forderung verzichtet, an die 
Bestimmungen der AO (§§ 163, 227 AO) unter 
Einbeziehung der Zielsetzungen der InsO, redli-
chen Schuldnern unter Einbeziehung der Gläubi-
ger einen wirtschaftlichen Neuanfang zu ermög-
lichen, gebunden ist. Sachliche Billigkeitsgründe, 
die aber eher die Ausnahme im steuerlichen Ver-
fahrensrecht darstellen, sind hierbei von insolvenz-
rechtlichen Kriterien unabhängig. Ob eine Per-
son allerdings persönliche Billigkeitsgründe in An-
spruch nehmen kann, ist nach der AO sowie den 
ergänzenden Regelungen der InsO zu prüfen. Die 
Zustimmung oder Ablehnung eines außergericht-
lichen Schuldenbereinigungsplanes durch die Fi-
nanzbehörde ist ein Verwaltungsakt. Stimmt 
die Finanzverwaltung zu, weil der Schuldner er-
lassbedürftig und erlasswürdig ist, kann der Er-
lass zunächst nur verbindlich in Aussicht gestellt 
werden, da dieser erst wirksam wird, wenn alle 
Bedingungen erfüllt sind. Insbesondere müssen 
die übrigen Gläubiger zugestimmt haben oder 
der Schuldner, so dies Gegenstand des Planes 
ist, noch Zahlungen leisten. Der Erlass wird erst 
dann wirksam, wenn diese Bedingungen erfüllt 
sind. Ist der Schuldenbereinigungsplan erfüllt, er-
lischt der Anspruch aus dem Steuerschuldverhält-
nis automatisch, es bedarf also keines weiteren 
Verwaltungsakts. Lehnt die Finanzverwaltung 
eine Zustimmung zum außergerichtlichen Schul-
denbereinigungsplan hingegen ab, kann gegen 
den Verwaltungsakt Einspruch eingelegt werden. 
Anschließend ist der Finanzrechtsweg eröffnet. 
Zu einer Entscheidung durch die Finanzbehörden 
kommt es nicht, wenn einer der anderen Gläubi-
ger nach der Aufnahme der Verhandlungen Voll-
streckungsmaßnahmen ergreift. Das Verfahren ist 
dann nach § 305a InsO gescheitert. Zudem kommt 
ein Scheitern aus anderen Gründen in Betracht.

Ermittlung des Sachverhalts durch die 
Finanzbehörden
Abschnitt 3 des BMF-Schreibens betrifft die Ermitt-
lung des Sachverhalts durch die Finanzbehörden. 
Diese haben sich zur Prüfung des Schuldenberei-
nigungsplanes verschiedene Unterlagen vorlegen 
zu lassen. Dies sind insbesondere

·  Nachweis über die Beteiligung am Erwerbsleben,
·  ein Verzeichnis über Vermögen und Einkommen 

(Vermögensverzeichnis),
·  eine Zusammenfassung des wesentlichen Inhalts 

des Vermögensverzeichnisses (Vermögensüber-
sicht),

·  ein Gläubigerverzeichnis mit Auflistung der Ver-
bindlichkeiten,

·  den eigentlichen Schuldenbereinigungsplan, der 

darstellt, welche Zahlungen wann geleistet wer-
den und woher die Mittel kommen,

·  Nachweise über Bürgschaften, Pfandrechte, 
Schenkungen und Veräußerungen an nahe An-
gehörige und andere Personen,

·  Erbfälle sowie die Erklärung, dass Vermögen aus 
Erbschaften und Schenkungen zur Hälfte zur Be-
friedigung von Gläubigern eingesetzt werden, 
keine weiteren Gläubiger vorhanden sind und 
die Angaben vollständig und richtig sind.

Anforderungen an den Schuldenberei-
nigungsplan
Der vierte Abschnitt des Schreibens stellt die An-
forderungen an den Schuldenbereinigungsplan 
dar. Dieser muss so ausgestaltet sein, dass er ein 
zielgerichtetes Vorgehen des Schuldners erkennen 
lässt, eine umfassende Lösung seiner Verschul-
dungsprobleme gegenüber allen Gläubigern zu 
erreichen. Die Finanzbehörden können auf eine 
zweckdienliche Änderung des Planes drängen. 
Der Plan muss deshalb alle in Abschnitt 3 aufge-
führten Aspekte darstellen. Der Plan kann Raten-
zahlungen oder eine quotenmäßige Befriedigung 
gegen Teilverzicht vorsehen. Angesetzt werden 
können auch Stundung oder Vollstreckungsauf-
schübe. Eine Einmalzahlung kann ebenfalls vorge-
sehen werden, auch ein Plan, der keine Zahlung 
vorsieht, schließt einen Plan nicht von vorherein 
aus.

Weitere Regelungen:
Der Schuldenbereinigungsplan kann darüber hin-
aus Regelungen beinhalten über Eingriffe in Ab-
sonderungsrechte, Lohnabtretungen zugunsten 
von Gläubigern, Vereinbarungen über sonstige Si-
cherheiten, Anpassungen für den Fall zukünftiger 
Erwerbe, Regelungen im Fall von Aufrechnungen, 
Klauseln zum Wiederaufleben von Forderungen 
sowie Obliegenheiten des Schuldners, also Pflich-
ten, die er einzuhalten hat.

Erlassbedürftigkeit und -würdigkeit
Abschnitt 5 des Schreibens betrifft dann die für 
die Finanzverwaltung zentrale Frage, wann ein 
Schuldner erlassbedürftig und erlasswürdig ist 
und damit eine Zustimmung der Finanzbehörden 
zum vorgelegten Schuldenbereinigungsplan er-
folgt. Die Erlasswürdigkeit ist dabei grundsätz-
lich nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Schuldners zu beurteilen. Die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Ehegatten sind nur insoweit zu be-
rücksichtigen, als Zahlungen über den gesetzlich 
zustehenden Unterhaltsanspruch erfolgen. Bei der 
Frage der Erlasswürdigkeit kommt es zentral da-
rauf an, ob das Verfahren erfolgversprechend ist 

und die an alle Gläubiger zu entrichtenden Zah-
lungen in Anbetracht der wirtschaftlichen Verhält-
nisse angemessen sind. Auch muss der Plan so 
ausgestaltet sein, dass der Schuldner sein gesam-
tes Vermögen für einen gewissen Zeitraum und 
sein künftig pfändbares Einkommen zur Schulden-
tilgung einsetzt. Hierbei sind die Höhe des Vermö-
gens, sein Einkommen sowie sein Alter zu berück-
sichtigen. Alle Gläubiger sind regelmäßig mit der 
gleichen Quote zu befriedigen, es sei denn, es be-
stehen werthaltige Pfandrechte oder Sicherheiten, 
die eine Vorwegbefriedigung ermöglichen. Unter 
Berücksichtigung dieser Grundsätze dürfte die Zu-
stimmung zu einem vorgelegten Schuldenberei-
nigungsplan, der den oben angeführten Grund-
sätzen genügt, an der Erlassbedürftigkeit selten 
scheitern.

Wann keine Erlasswürdigkeit besteht
Zentral ist aus der Sicht der Finanzverwaltung die 
Erlasswürdigkeit. Das BMF stellt einige Konstel-
lationen dar, in denen grundsätzlich keine Erlass-
würdigkeit besteht. Dies sind Fälle, in denen ein 
Antrag auf Restschuldbefreiung unzulässig wäre, 
etwa weil dem Schuldner in den letzten 11 Jah-
ren eine Restschuldbefreiung gewährt wurde oder 
diese in den letzten drei bzw. fünf Jahren versagt 
wurden. Weiterhin darf die Restschuldbefreiung 
nicht versagt worden sein, weil der Schuldner we-
gen einer Insolvenzstraftat verurteilt wurde, er 
schriftlich falsche Angaben zu seinen wirtschaft-
lichen Verhältnissen gemacht hat oder er seinen 
Auskunfts- und Mitwirkungspflichten nicht nach-
gekommen ist. Bestimmte Forderungen sind zu-
dem von einem Schuldenbereinigungsplan aus-
genommen, etwa solche, die im Zusammenhang 
mit einer rechtskräftigen Verurteilung wegen ei-
ner Steuerstraftat stehen. Weitergehende Aus-
führungen zur Frage der Erlasswürdigkeit macht 
das BMF-Schreiben nicht. Es gelten somit die all-
gemeinen Regelungen der AO zur Erlasswürdig-
keit. Gerade an dieser Stelle, die für Schuldner von 
zentraler Bedeutung sind, hätte man sich in dem 
BMF-Schreiben etwas weitergehende Ausführun-
gen gewünscht. Es werden lediglich drei Fallkon-
stellationen geschildert, in denen keine Erlass-
würdigkeit besteht. Hier wäre eine Aufstellung 
von Kriterien, wann von Erlasswürdigkeit im Re-
gelfall auszugehen ist, wünschenswert gewesen. 
Und dies nicht nur im Interesse der Steuerpflichti-
gen und ihrer Berater, die einen Schuldenbereini-
gungsplan aufstellen, sondern sicherlich auch der 
Finanzbeamten, die einen solchen Plan zu prüfen 
haben.
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Betriebsprüfungen

Die Betriebsprüfung – das Märchen von netten Betriebsprüfern

Es war einmal vor langer Zeit, da lebte in einem 
fernen Land ein Handwerksmeister. Er war ein 
redlicher Mann, der ehrlich seiner Arbeit nachging, 
zu allen Leuten freundlich war und pünktlich die 
geforderten Steuern zahlte. Er vertraute darauf, 
dass er alles richtigmachen würde, denn schließ-
lich hatte er auch einen Spezialisten damit beauf-
tragt, im Rahmen der Gesetze und Erlasse die für 
ihn zutreffende, aber dennoch niedrigste Steuer 
zu ermitteln. Den gierigen Landesfürsten war das 
aber nicht genug. Sie beauftragten ihrerseits Prü-
fer, die nachsehen sollten, ob sie nicht doch noch 
etwas mehr Steuern herauspressen konnten. So 
kamen Prüfer und nahmen Einsicht in alle Belege, 
Kontoauszüge und Buchhaltungsunterlagen. Ein 
großes Vergnügen bereitete ihnen, direkt bei dem 
Handwerker zu prüfen, denn in scheinbar unver-
fänglichen Gesprächen gab der Handwerksmeister 
meist fahrlässig preis, was er besser nicht hätte 
erwähnen sollen. Nicht, dass er etwas Ungesetzli-
ches getan hätte. Nein, der Prüfer nutzte dies, um 
dem Sachverhalt einen privaten Beigeschmack 
zu geben und ihn dann nicht als Betriebsausga-
ben zuzulassen. Im Laufe der Zeit veränderten 
sich die Prüfungsmethoden zusehends. Die Prüfer 

wurden immer gieriger und rüsteten sich techno-
logisch auf. Im Zeitalter der Computer begannen 
sie, mit der Software IDEA alle Buchungen auto-
matisch zu durchforsten, sodass ihnen nichts ver-
borgen blieb. Eines Tages herrschte weltweit eine 
große Pandemie. Die Prüfer, denen ihr Beruf Spaß 
machte, stellten geknickt den Prüfungsbetrieb ein, 
denn die Ansteckungsgefahr und die Gefahr um 
Leib und Leben waren zu groß. Nach kurzer Zeit 
allerdings konnten sie freudig wiederbeginnen, 
denn sie prüften nun digital, von zu Hause oder 
vom Amt aus. Man hätte meinen können, nun wä-
ren die Prüfungsbedingungen erschwert, und die 
Zeit der großen Nachzahlungen wäre vorerst vor-
bei. Weit gefehlt. Im Gegensatz zu den Schulen, 
die nach wie vor im digitalen Dornröschenschlaf 
liegen, konnten sich die Finanzbeamten und die 
Prüfer sehr schnell in ein neues Zeitalter aufma-
chen und waren hier sehr lebendig. Für die vie-
len geprüften Betriebe hatte das zur Folge, dass 
die Prüfung unpersönlicher wurde. Der Mensch 
mit all seinen Stärken und Schwächen hinter dem 
Unternehmen wurde immer weniger wahrgenom-
men. Wurde früher der Betrieb besichtigt, um Hin-
tergrundwissen zum Betrieb und zum Unterneh-

mer zu bekommen, so wird nun ein Fragebogen 
mit sehr pauschalen Fragen rausgeschickt. Die Be-
antwortung erfolgte sehr emotional und einsilbig, 
sodass manche Prüfer mit einer Schätzung wegen 
Verletzung der Mitwirkungspflicht drohten, was 
die Stimmung nicht gerade positiv beeinflusste. 
Auch wurden von den Prüfern voreilige Schlüsse 
gezogen, natürlich in aller Regel zum Nachteil der 
Unternehmen.
Wenn die Anordnung einer Prüfung einmal zu-
gegangen ist, dann ist es zu spät für Korrekturen 
oder reumütige Selbstanzeigen. Zwar wird in der 
modernen Zeit nicht mehr geköpft, aber die Stra-
fen können dennoch drakonisch sein. 
Viele Betriebe recherchieren deshalb im Vorfeld 
zusammen mit ihren Beratern, wo Steuerrisiken 
liegen, und berichtigen dies zeitnah, wenn es so 
schwerwiegend ist, dass dadurch ein Steuerstraf-
verfahren drohen könnte. Oftmals sind es unbeab-
sichtigte Fehler, die hier Auslöser sein können.
Die Prüfer organisierten sich schon lange. So gab es 
Absprachen, nicht nur, wie zu prüfen sei, sondern 
auch, wo Schwerpunkte gesetzt werden sollten.

1.  Bargeschäfte: Häufen sich hier Fehler oder fehlen gar Buchungen, dann 
stellt dies einen sehr schwerwiegenden Verstoß dar. Der Prüfer wird freu-
dig hinzuschätzen, und das nicht zu knapp. Jeder ist daher gut beraten, in 
diesem Bereich sehr genau und penibel zu sein.

2.  Kfz-Nutzung – der Dauerbrenner: Wird die Droschke auch privat genutzt 
und, wenn ja, in welchem Umfang? Ist das Fahrtenbuch ordnungsgemäß? 
Stimmt der Bruttolistenpreis? 

3.  Privatausgaben: Wurden private Ausgaben als betriebliche deklariert? 
Wurde das sauber abgegrenzt? Beispiele sind hier die Reisespesen, die 
Bewirtungsaufwendungen oder die Kosten für Instandhaltung oder Mo-
dernisierung.

4.  Beraterverträge: Ist ein Geschäft zustande gekommen, weil es hierzu ei-
nen „Berater“ gab? War es eine ehrliche Vermittlungstätigkeit oder doch 
Schmiergeld? Hier muss der Unternehmer nachweisen, dass der Berater 
sein Geld auch tatsächlich verdient hatte.

5.  Schenkungsteuer: Vermögensübertragungen zwischen Ehegatten wer-
den genau untersucht. Im Steuerrecht sind die Eheleute nicht eins, wie 
uns die Kirche sagt, sondern getrennte Personen. Vermögensumschichtun-
gen können hier schnell Schenkungen sein. Auch bei verbilligten Leistun-
gen an oder von einer Kapitalgesellschaft können Schenkungen vorliegen.

6.  Erlöse: Wurden alle Erlöse verbucht? Ist die Abgrenzung zwischen den 
Jahren richtig erfolgt?

7.  Warenbestand: Gibt es Inventurbestände? Stimmen diese oder sind sie zu 
nachlässig erstellt worden?

 8.  unfertige/fertige Arbeiten: Sind diese vollständig und richtig erfasst?
 9.  Rückstellungen: Wurden die zu berücksichtigenden Aufwendungen rich-

tig bewertet?
10.  Anlagevermögen: Wurden alle zu aktivierenden Gegenstände richtig er-

fasst, oder sind diese sofort bei den Betriebsausgaben abgezogen wor-
den? Stimmt die Nutzungsdauer?

11.  Verbindlichkeiten: Waren diese tatsächlich betrieblich verursacht?
12.  GoBD: Wurden die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung eingehal-

ten? Diese Liste wäre zu lang, um sie hier aufzuführen. 

Alles ein Märchen? Leider nein. Die Vergangenheit zeigt, dass sich die Prü-
fungsmethoden und die Prüfungsgegenstände rasant weiterentwickeln. 
Denn schließlich geht es beim Staat um das Wichtigste: die Steuern. Deshalb 
sind die Prüfer nicht gestorben und sie leben auch noch heute, gieriger denn 
je. Aber auch wir Berater halten Schritt und schützen Sie vor unberechtigten 
Forderungen. Kommen Sie auf uns zu!

von Steuerberater Wolfgang Stephan – delfi-net

Zwölf dieser Schwerpunkte der modernen Zeit wollen wir nachfolgend nennen:
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Verena Bahrig ist Steuerfachangestellte und Teamleiterin in Spremberg und Hoyerswerda

Die GmbH in der Betriebsprüfung

Ein großes Augenmerk wird bei der Betriebsprü-
fung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
auf die Angemessenheit der Geschäftsführerge-
hälter gelegt.
Dafür werden folgende Kriterien durch die Finanz-
verwaltung herangezogen und überprüft:

·  die Art und der Umfang 
der Geschäftsführertätigkeit

·  das Verhältnis von Geschäftsführergehalt 
zu Gesamtgewinn 

·  ein Fremdvergleich anderer Gesellschafter mit 
der gleichen Leistung einer anderen GmbH

Im ersten Schritt müssen vorab die Vergütungs-
bestandteile in einem Geschäftsführeranstellungs-
vertrag geklärt werden. Das bedeutet, dass unter 
anderem das Gehalt, die Überstundenvergütung, 
vereinbarte Pensionszusagen, Tantiemen, die 
PKW-Nutzung, Telefon und so weiter klar gere-
gelt sein müssen. Für jede Änderung bedarf es 
eines Gesellschafterbeschlusses, welcher immer 
schriftlich und im Vorhinein gefasst werden 

muss. Dieser wird anschließend bei den entspre-
chenden Lohnunterlagen abgelegt.

Im zweiten Schritt wird das Verhältnis des Ge-
schäftsführergehaltes zum Gesamtgewinn auf 
den Prüfstand gestellt. Hier geht die Finanzver-
waltung von der folgenden Faustregel aus: Wenn 
der GmbH nach Abzug der Geschäftsführergehäl-
ter noch ein Jahresüberschuss vor Körperschaft- 
und Gewerbesteuer in mindestens der Höhe der 
Geschäftsführervergütung bleibt, kann es als an-
gemessen gelten. Dies gilt allerdings nicht bei 
ertragsstarken GmbHs. Diese können ihre Ge-
schäftsführergehälter nicht unbegrenzt steigern.

Im dritten Schritt ist die Ermittlung des Fremd-
vergleichs notwendig. Diese gestaltet sich al-
lerdings als schwierig. Wird in der Gesellschaft 
neben dem Gesellschafter-Geschäftsführer ein 
Fremdgeschäftsführer beschäftigt, so ist das Ge-
halt ins Verhältnis der Aufgabenverteilung zu setz-
ten. Diese gilt in diesem Fall als interner Betriebs-

vergleich. Bei einem externen Betriebsvergleich 
besteht die Möglichkeit, branchenspezifische Er-
tragswerte gegenüber zu stellen, dies ist nur in 
sehr seltenen Fällen möglich. Grundsätzlich muss 
man sagen, dass es keine standardmäßigen Re-
geln für die Angemessenheit der Geschäftsführer-
gehälter gibt. 

Eine rechnerische Ermittlung nach einer bestimm-
ten Formel ist nicht möglich, da der Bundesfinanz-
hof eine entsprechende Schematisierung bis zum 
aktuellen Zeitpunkt ausdrücklich ablehnt.
Was angemessen ist, muss im Einzelfall unter Be-
rücksichtigung aller Kriterien geschätzt werden 
und ist im Zweifel höchstrichterlich klärungsbe-
dürftig.

In den folgenden Contakt-Ausgaben werden wir 
Sie über die Streitfragen in der Betriebsprüfung 
zur Darlehensgewährung und zu den Risiken von 
Kassenfehlbeträgen und Kalkulationsdifferenzen 
in der GmbH informieren.

von Verena Bahrig
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In eigener Sache

Steuerberaterin Cornelia Graß-Lilienweiß
verabschiedete sich zum 31. März 2021
in den Ruhestand

Steuerberater Nico Duwe
ist seit 1. April 2021 neuer Partner bei
Boche & Kollegen

Nach über 40 Jahren im Unternehmen, davon über 30 Jahre als selbststän-
dige Steuerberaterin und Partnerin unseres Unternehmens, hat sich Cornelia 
Graß-Lilienweiß zum 31. März 2021 in ihren wohlverdienten Ruhestand ver-
abschiedet. Sie war bereits vor der Wende, zu Zeiten der DDR, bei Ihrem Vater 
im Privatunternehmen tätig. 1990 wurde sie zur Steuerberaterin bestellt und 
war über viele Jahre unmittelbar an der Entwicklung unserer Gesellschaft be-
teiligt. Alle Phasen hat sie miterlebt, von der Erstellung von Bilanzen mit der 
Hand – ohne Technik, Taschenrechner, Buchungsautomaten, erster Computer 
1990 bis hin zur Entwicklung einer digital arbeitenden Kanzlei auf dem heuti-
gen Stand. Frau Graß-Lilienweiß hat über die vielen Jahre unzählige Mandan-
ten der verschiedensten Branchen, zum Teil in der dritten Generation, steuer-
lich und betriebswirtschaftlich betreut. Daneben war sie im Rahmen unseres 
Kanzleiverbundes für die innere Verwaltung zuständig. Fachlich hielt sie sich 
ständig auf dem aktuellen Stand und war immer Buchhalter der alten Schule, 
stets genau, sehr zuverlässig, jeder konnte sich auf sie verlassen. Frau Graß-
Lilienweiß war sowohl bei den Mandanten als auch allen Mitarbeitern sehr 
beliebt. Wir als Partner bedauern ihr Ausscheiden, gönnen ihr aber alle den 
wohlverdienten Ruhestand und wünschen ihr für den neuen Lebensabschnitt 
viel Gesundheit und viel Spaß mit ihrer Familie und ihren Hobbies.

Seit dem 1. April 2021 hat die Kanzlei Boche & Kollegen mit dem Steuerbe-
rater Nico Duwe einen neuen Partner. Nico Duwe ist 47 Jahre, verheiratet 
und hat drei Kinder. Nach erfolgreichem Abschluss seines Studiums an der 
Fachhochschule für Finanzen des Landes Brandenburg im Jahre 1995 war 
er für die Finanzverwaltung des Landes Brandenburg als Steuerprüfer und 
Dozent an der Fachhochschule für Finanzen tätig. Daneben arbeitete er für 
verschiedene Auftraggeber als freiberuflicher Dozent im Rahmen der Aus- 
und Fortbildung in den Fächern Steuern und Rechnungswesen. Seit Juni 
2018 ist Nico Duwe als Steuerberater tätig. Hier sammelte er als Geschäfts-
führer einer Steuerberatungsgesellschaft zunächst Erfahrungen in der Kanz-
leileitung und der Personalführung. Zum 1. September 2020 erwarb er eine 
Steuerberatungskanzlei in Lübben, die er mit Wirkung zum 1. April 2021 in 
die Boche & Kollegen PartGmbB einbrachte. Mit Nico Duwe verbindet uns 
seit Jahren eine freundschaftliche und geschäftliche Beziehung, die insbe-
sondere den Bereich Fortbildung in unserer Kanzlei betraf. Wir freuen uns, 
dass wir ihn als Partner in unserer Kanzlei begrüßen können. 
Seit 1. April 2021 leitet Nico Duwe als verantwortlicher Steuerberater den 
Lübbener Standort unserer Gesellschaft.

Ines Neuber seit 30 Jahren Mitarbeiterin der 
Kanzlei Boche & Kollegen 

Im 1. Halbjahr 2020 hatte Ines Neuer bereits ihr 30jähriges Berufsjubiläum 
in unserer Kanzlei. Bis zum Jahr 1990 hat sie eine Ausbildung als Steuer-
fachangestellte absolviert. In den Folgejahren durchlief sie eine weiterfüh-
rende Ausbildung zur Steuerfachwirtin. Von Anfang an ist Frau Neuber auf 
dem Gebiet Buchführung und Jahresabschluss verantwortlich tätig. Durch 
die ständige Fortbildung ist sie stets fachlich auf dem Laufenden und ist 
schon immer eine aktive Leistungsträgerin innerhalb unserer Kanzlei. Durch 
Ihre freundliche und aufgeschlossene Art ist sie bei allen Mandanten, Mit-
arbeitern sowie der Kanzleileitung hochgeschätzt. Wir alle wünschen uns 
noch viele gemeinsame Arbeitsjahre.
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Neue Kollegen in der Kanzlei Massen

Anett Großpietsch – Massen –
direkt nach der Ausbildung zur Bürokauffrau hat sie sich entschlossen, ein Studium der 
Betriebswirtschaftslehre zu absolvieren. Seit zehn Jahren ist die Diplom-Betriebswirtin 
(FH) bereits in Steuerbüros tätig. Ihre Berufserfahrung hat Frau Großpietsch in den alten 
Bundesländern gesammelt und zählt seit November 2020 zum Team der Kanzlei Boche 
& Kollegen. Sie erstellt bei uns überwiegend Jahresabschlüsse und ist in der Finanzbuch-
führung tätig.

Sylvia Börner – Massen –
hat nach ihrem Fachschulstudium zur Kindergärtnerin und einigen Jahren praktischer Tä-
tigkeit eine Umschulung zur Steuerfachangestellten abgeschlossen. Seit fast dreißig Jah-
ren hat sie bereits in Steuerkanzleien Erfahrungen, vorrangig im Bereich Lohnbuchhal-
tung, gesammelt. Daneben erstellte sie auch Einkommensteuererklärungen und arbeitete 
in der Finanzbuchführung. Seit September 2020 ist sie als Mitarbeiterin bei Boche & Kol-
legen tätig und erweitert gegenwärtig mit der Weiterbildung zum Fachassistent für Lohn 
und Gehalt ihr Fachwissen. Neben der Lohnbuchhaltung ist Frau Börner derzeit auch im 
Bereich der Finanzbuchführung tätig.

Theresa Rothe – Massen – 
hat nach ihrer Ausbildung zur Kauffrau für Bürokommunikation und mehreren Jahren 
praktischer Tätigkeit in diesem Beruf eine neue Chance genutzt und eine weitere Aus-
bildung zur Steuerfachangestellten absolviert. Über zehn Jahre hat Frau Rothe in einem 
Steuerbüro Berufserfahrung gesammelt und nebenberuflich die Fortbildung zur Geprüf-
ten Betriebswirtin (HwO) erfolgreich abgeschlossen. Seit März 2021 verstärkt sie als As-
sistentin der Geschäftsleitung unser Team.

Franziska Linden – Massen –
nach ihrem Schulabschluss mit der Fachoberschulreife verstärkt sie nun unser Team in 
Massen. In den vergangenen Jahren hat Frau Linden bereits zwei Praktika bei uns absol-
viert und im August 2020 eine Ausbildung zur Steuerfachangestellten begonnen. 
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Neue Kollegen in der Kanzlei Lübben

Marita Schwarz – Lübben –
hat sich nach ihrem Hochschulstudium zur Diplom Betriebswirtin (FH) und knapp zehn 
Jahren Berufserfahrung zur weiteren Tätigkeit in der Steuerberatung entschieden. Seit 
bereits sechsundzwanzig Jahren arbeitet sie in dieser Branche. Frau Schwarz verstärkt 
seit April 2021 das Team der Kanzlei Boche & Kollegen. Vor der Übernahme war sie be-
reits Mitarbeiterin in der Kanzlei von Herrn Duwe. Neben der Jahresabschlusserstellung 
und ihrer Tätigkeit in der Finanzbuchführung ist sie überwiegend im Bereich der Lohn-
buchhaltung tätig.

Anja Zippel – Lübben – 
hat nach ihrer Ausbildung zur Bürokauffrau und über fünfundzwanzig Jahren praktischer 
Tätigkeit in diesem Beruf ein festes Standbein im Sekretariat der Steuerberatung aufge-
baut. Seit über zehn Jahren ist sie bereits in diesem Bereich tätig. Schon vor der Kanzlei-
übernahme durch Herrn Duwe war sie in der Kanzlei beschäftigt und gehört somit seit 
April 2021 zum Team der Kanzlei Boche & Kollegen. Im Standort Lübben ist Frau Zippel 
für den kompletten Sekretariatsbereich zuständig.

Die Mitarbeiter des Standortes Lübben – Bild vom 15. April 2021 (nach negativem Corona-Test aller Mitarbeiter)
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Neue Kollegen in der Kanzlei Lübben

Claudia Krüger – Lübben – 
direkt nach ihrer Ausbildung zum Wirtschaftskaufmann hat sie sich entschlossen, eine 
Umschulung zur Steuerfachgehilfin zu machen. Anschließend hat sie bei der Steuerbe-
raterkammer Brandenburg ihren Abschluss zur Steuerfachwirtin absolviert. Mittlerweile 
ist sie seit fast fünfundzwanzig Jahren im Steuerbüro tätig. Bereits vor der Kanzleiüber-
nahme durch Herrn Duwe war sie in der Kanzlei beschäftigt und zählt somit seit April 
2021 zum Team der Kanzlei Boche & Kollegen. Sie erstellt bei uns überwiegend Jahres-
abschlüsse und ist in der Finanzbuchführung tätig.

Mike Wenzel – Lübben –
hat nach seiner Ausbildung zum Kraftfahrzeugmechatroniker und einigen Jahren prakti-
scher Tätigkeit seine Ausbildung zum Steuerfachangestellten erfolgreich abgeschlossen. 
Seit bereits vier Jahren hat er Erfahrungen in diesem Beruf gesammelt. Auch Herr Wenzel 
war bereits vor der Kanzleiübernahme durch Herrn Duwe in der Kanzlei beschäftigt und 
verstärkt somit seit April 2021 das Team der Kanzlei Boche & Kollegen. Neben der Jah-
resabschlusserstellung ist er auch im Bereich der Finanzbuchführung tätig. 

Lisa Stabenow – Lübben –
bereits vor der Kanzleiübernahme hat Frau Stabenow ihre Ausbildung zur Steuerfachan-
gestellten in der Kanzlei absolviert. Seit ihrem Abschluss vor zwei Jahren sammelt sie Be-
rufserfahrung in allen Bereichen der Steuerberatung. Überwiegend ist sie derzeit in den 
Bereichen der Jahresabschlusserstellung und der Finanzbuchführung tätig. Wie auch die 
anderen Kollegen verstärkt sie seit April 2021 das Team der Kanzlei Boche & Kollegen.

Cornelia Marhewka – Lübben – 
auch sie ist eine langjährige Kollegin in der Kanzlei in Lübben und war bereits vor der 
Übernahme dort tätig. Vor fast zwanzig Jahren hat sie ihre Ausbildung zur Steuerfachan-
gestellten erfolgreich abgeschlossen und hat seither Erfahrungen in sämtlichen Bereichen 
der Steuerberatung gesammelt. Neben der Jahresabschlusserstellung ist sie auch im Be-
reich der Finanzbuchführung tätig. Gemeinsam mit den Kollegen verstärkt sie seit April 
2021 unser Team der Kanzlei Boche & Kollegen.
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Unser Leistungsangebot

Der Inhalt ist nach bestem Wissen und dem aktuellen Kenntnisstand erstellt worden. 
Haftung und Gewähr sind ausgeschlossen, diese bleiben der Einzelberatung vor- 
behalten. Bei Beiträgen, die von externen Partnern eingestellt werden, ist ebenfalls 
die Haftung ausgeschlossen.
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03238 Massen
Grenzmühlenstraße 1
T 03531 7917-0
kanzlei@boche.de

03046 Cottbus
Parzellenstraße 13
T 0355 47807-0
info@boche.de

03130 Spremberg
Berliner Straße 61
T 03563 59353-0  
kanzlei@boche.de

www.boche.de

 - Existenzgründungs- und Existenzfestigungsberatung 
 - Betriebswirtschaftliche Beratung
 - Coaching für Existenzgründer
 - Fördermittelberatung
 - Unternehmenssanierung
 - Strategien zur sicheren Altersvorsorge

 - EDV- und Rechercheunterstützung
 - Qualitätsmanagement
 - Vermögensverwaltung, Hausverwaltung
 - Testamentsvollstreckung, Nachlassverwaltung
 - Betreuung von Vereinen und landwirtschaftlichen Betrieben 

 - Steuerliche Beratung
 - Laufende Steuerdeklaration
 - Unterstützung bei Betriebsprüfungen / Steuerschutz
 - Nachfolgeberatung

Unternehmerische Beratung & Coaching Individuelle Serviceangebote

 - Finanzbuchführung
 - Bilanzierung / Abschlusserstellung
 - Lohn- und Gehaltsabrechnung

Rechnungswesen und Bilanzierung

Steuergestaltung
 - Mandantenzeitschrift „Contakt“ 
 - Seminare und Mandantenveranstaltungen 
 -  Vortragstätigkeit zu steuerlichen Themen 

 bei berufsständischen Vereinigungen

Mandanteninformationen, Seminare, Schulungen

02977 Hoyerswerda
Senftenberger Straße 1
T 03571 459657-0
kanzlei@boche.de

15907 Lübben
Lindenstraße 9
T 03546 179776-0
kanzlei@boche.de

Toni Boche – Fachberater 
für Restrukturierung und 
Unternehmensplanung (DStV e. V.)

Matthias Butt – Fachberater 
für Unternehmensnachfolge
(DStV e. V.)


